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Die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V.
hat sich seit ihrer Gründung im Jahr 1970 zur Aufgabe gemacht, die Situation
psychisch kranker Menschen in Frankfurt am Main zu verbessern und deren
gleichberechtigte Teilnahme im städtischen Leben und das Miteinander in der
Gesellschaft zu fördern.

Hierzu hat die Organisation im Lauf der Jahre viele Projekte initiiert, Dienste und
Einrichtungen gegründet und betreibt heute vorrangig im Süden der Stadt ein
umfangreiches Hilfe-, Beratungs- und Unterstützungsangebot im Rahmen der
gemeindepsychiatrischen Versorgung der Großstadt Frankfurt am Main.

Die Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V. betreibt mit rund 
50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern folgende Dienste und Einrichtungen:
Betreutes Wohnen, die Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstelle Süd, eine
Tagesstätte, ein Wohnheim und den offenen »Treffpunkt Süd«. Die Einrichtungen
bieten psychisch kranken Menschen Unterkunft, psychosoziale Betreuung und
Beratung sowie die Möglichkeit, ihren Tag zu strukturieren und mit anderen
Menschen ins Gespräch und in Kontakt zu kommen.

Der Psychosoziale Krisendienst, für ganz Frankfurt am Main ebenfalls organisiert
von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V., sichert außerhalb
der allgemeinen Dienstzeiten der Beratungsstellen und sonstigen Dienste in
Notlagen psychosoziale Hilfe und vermittelt bei Bedarf zu ärztlicher Hilfe. Er
wendet sich an Menschen mit psychischen Erkrankungen und seelischen
 Behinderungen, die an einer akuten ernsthaften Störung ihrer seelischen
Gesundheit leiden, sowie deren Angehörige, Freunde, Bekannte und Nachbarn.

Die von der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e.V. herausgegebene
Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie »Treffpunkte« dient der Vermittlung von
Fachinformationen und der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Situation
psychisch kranker Menschen. Die Zeitschrift soll helfen, Vorurteile gegenüber die-
sem Personenkreis abzubauen.

Der Vorstand der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e.V. setzt sich
zusammen aus Stephan von Nessen (1. Vorsitzender), Regina Stappelton (2. Vor-
sitzende) sowie den weiteren Vorstandsmitgliedern Gabriele Schlembach, Kirstin
von Witzleben-Stromeyer, Wolfgang Schrank und Bernard Hennek. Geschäfts -
führer der Bürgerhilfe ist Gerhard Seitz-Cychy.

Die Arbeit des Vereins wird finanziert durch Leistungsentgelte für die erbrachten
Einzelangebote, durch Zuschüsse der Stadt Frankfurt am Main und des Landes-
wohlfahrtsverbandes Hessen sowie durch Mitgliedsbeiträge und Spenden.

www.bsf-frankfurt.de
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Editorial

»Nur wer sich ändert, 
bleibt sich treu.«

Liebe Leserin, lieber Leser,

wer befürchtet hatte, das 25-jährige Bestehen der Frankfurter Psychiatrie-

woche werde zum Vorwand für eine Jubeltour von Einrichtungsträgern,

Organisationen und Experten, sah sich angenehm enttäuscht. 

»Business as usual« könnte man die rund 40 Veranstaltungen im Septem-

ber dieses Jahres zusammenfassen – und dies keineswegs abschätzig

 meinen. Ernsthaft und heiter wurden Themen und Begegnungen organi-

siert und zelebriert. Tage der offenen Tür, Diskussionsforen und Gesprächs-

runden boten neben der Vermittlung von Informationen auch geeignete

Plattformen für Begegnungen von Betroffenen, Angehörigen, Fachkräften

und neugierigen Bürgern. Ob zwei Leute gut getan haben, einander zu hei-

raten, könne man bei ihrer silbernen Hochzeit noch nicht wissen, meinte

einmal ebenso skeptisch wie ironisch die österreichische Schriftstellerin

Marie von Ebner-Eschenbach. Doch was die Frankfurter Psychiatriewoche

angeht, kann man nach einem Vierteljahrhundert feststellen, dass die Idee

der damaligen Gründerinnen und Gründer ein guter Einfall war. 

Doch die Aufmunterung »Weiter so!« ist nicht als Ratschlag gedacht, immer

in den gleichen Gleisen zu bleiben, sondern als Ermutigung im Sinne von

Wolf Biermann.

Gerhard Pfannendörfer
Redaktion »Treffpunkte«

Wolf Biermann, deutscher Sänger und Schriftsteller (geb. 1936)
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»Schaffe, schaffe, Schränkle baue«

Am Frankfurter Freiwilligentag entstanden für eine 
Malgruppe auch neue Regale und Schränke

Von Heike Feix

Die Malgruppe im Sozialwerk Main-
Taunus, einer Begegnungsstätte für
psychisch kranke Menschen, benötig-
te Ablageregale für Bilder und Stau-
raum für Materialien. Am Freiwilli-
gentag bauten deshalb Freiwilligen
gemeinsam mit Mitgliedern und Mit-
arbeitenden der Malgruppe einige
Regale zusammen. Ihr handwerkli-
ches Geschick und ihre tatkräftige
Unterstützung wurden denn auch
dringend gebraucht, damit die neuen
Möbelstücke zusammengebaut und
aufgestellt werden konnten.

Viel Kreativität benötigt viel Platz.
Seit sich im Jahre 2011 aus dem »Pro-
jekt Freiwilligentag« des Frankfurter
Bürgerinstituts e. V. das Begeg-
nungsstätten-Angebot einer Mal-
gruppe entwickelte, wird jeden ers-
ten und dritten Montag im Monat
von 13.00 bis 15.00 Uhr dem künstle-
rischen Schaffen Raum gegeben. Das
Angebot des Sozialwerks Main-Tau-
nus richtet sich an Menschen, die
psychisch erkrankt sind und Interes-
se haben, ihre Kreativität neu oder
wieder zu entdecken. Die dabei ent-
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standenen Werke werden regelmä-
ßig in einer Vernissage der Öffent-
lichkeit vorgestellt.

Bislang war es so, dass sich der Grup-
penraum mehr und mehr zu einer
Galerie wandelte, da die geschaffe-
nen Bilder nicht nur Raum zum
Lagern, sondern auch zum Trocknen
benötigten. Was lag da näher, als ein
neues Projekt beim 10. Frankfurter
Freiwilligentag anzubieten. Unter
dem Motto »Schaffe, schaffe, Schrän-
kle baue« suchten wir freiwillige,
tatkräftige Helfer, die uns unter-
stützten, einen Malschrank zum
Trocknen der Bilder zu schaffen, die
uns halfen die vorhandenen Schrän-
ke umzuräumen und Ideen für neu-
en Stauraum mitzuentwickeln.

Mit Unterstützung des Bürgerinsti-
tuts konnten wir auf unser Angebot
aufmerksam machen und erhielten
zwei Anmeldungen von ehrenamt-
lich engagierten Bürgerinnen und
Bürgern. Am 8. Juni 2013 trafen wir
uns bei strahlendem Sonnenschein
um elf Uhr vormittags in der
Eschersheimer Landstraße 295 im
Frankfurter Stadtteil Dornbusch.

Das Bürgerinstitut organisiert seit zehn Jahren in Frank-
furt am Main und näherer Umgebung einen Freiwilli-

gentag, an dem Menschen sich in sozialen Einrichtun-
gen engagieren können. In diesem Jahr beteiligte sich

daran auch der Psychosoziale Dienst Dornbusch des
Sozialwerks Main Taunus.

➝
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Hier wurden nun Stichsäge, Ham-
mer und Nägel gezückt und Hand in
Hand gearbeitet. Sechzehn Hände
werkelten an diesem Tag in jedem
Raum des Psychosozialen Dienstes.
Hier wurden die Ablagebretter auf
Maß gesägt, dort wurde ein Flyer-
schrank aussortiert und umgeräumt,
Farben und Pinsel fanden sich sor-
tiert an einem fest dafür vorgesehe-
nen Platz wieder. Mit angeregten
Gesprächen konnten die ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfer einen
Einblick in unsere Arbeit erhalten
und wir erfuhren, warum sie sich
engagierten und was sie an dem Pro-
jekt interessierte. Mit kleinen stär-
kenden Pausen wurden die hohe
Motivation und Energie aufrechter-
halten, so dass wir alles, was wir uns
vorgenommen hatten, im gegebe-
nen Zeitrahmen schaffen konnten.

Der Freiwilligentag klang mit Unter-
haltung und kulinarischen Genüs-
sen bei einem Fest im Frankfurter
Bürgerinstitut e. V. aus. Hier konnte
man sehen, was auch in anderen
Frankfurter sozialen Einrichtungen

an diesem Tage alles bewegt wurde
und mit welchem Engagement viele
Menschen – Ehrenamtliche, Besu-
cher der verschiedenen Einrichtun-
gen und deren Mitarbeiter – zusam-
menwirkten. Auf diesem Wege
möchten wir auch an unsere »Hand-
werker« ein großes Dankeschön aus-
sprechen.

Mit einem Zitat von Paul Klee möch-
te ich schließen: »Die Kunst gibt
nicht das Sichtbare wieder, sondern
macht sichtbar.« In diesem Falle
macht sie auch sichtbar, dass dem
ehrenamtlichen Engagement eine
hohe Anerkennung zuzusprechen
ist.
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Die Pädagogin Heike Feix arbeitet im Psychosozialen Dienst des Sozialwerks
Main Taunus e. V. in Frankfurt am Main. I www.smt-frankfurt.de

Am diesjährigen Freiwilligentag in
Frankfurt am Main beteiligte sich
auch die Malgruppe des Main Taunus
Sozialwerks.
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Um die Zukunft der Eingliede-
rungshilfe ging es in einer Podiums-
veranstaltung am 9. September 2013
im neuen Frankfurter »Caritasver-
band-Haus«. Politiker, Betroffene
und Experten stritten über die
geplante Reform des »behinderungs-
bedingten Unterstützungsbedarfs«.
Leistungen für Menschen mit Handi-
caps, die derzeit von der Sozialhilfe
getragen werden, sollen in den
nächsten Jahren von dieser entkop-
pelt und einheitlich nach einem Bun-
desleistungsgesetz finanziert wer-
den – mit weitreichenden Folgen für
kranke Menschen, ihre Angehörigen
und die sozialen Dienste.

Die Frankfurter Werkgemeinschaft,
neben der Caritas Frankfurt, einer
der Ausrichter der Diskussionsveran-
staltung während der diesjährigen
Psychiatriewoche, ist Träger ambu-
lanter, teilstationärer und stationärer
Angebote zur gemeindepsychiatri-
schen Arbeit in Frankfurt am Main.
Sie bietet Menschen in seelischer Not
psychosoziale, berufliche sowie kul-
turelle Unterstützung. Unter ande-
rem betreibt sie das »KulturTreffCa-
fé« (im »Haus der Volksarbeit«), die
Begegnungsstätte Löwenhof (im
Frankfurter Stadtteil-Bornheim) und
öffnet der Selbsthilfeorganisation
»Klub Känguruh« ihre Räumlichkei-
ten für dessen regelmäßige Treffs.

Zur Diskussion, die einen »sozial-
und gesundheitspolitischen Impuls«
setzen sollte, hatte die Frankfurter
Werkgemeinschaft zusammen mit
der Geschäftsführung der Caritas
Frankfurt, eingeladen. Erschienen
sind dann Dr. Matthias Zimmer von
der CDU, Hans Becker, lange Zeit im
Vorstand des Landeswohlfahrtsver-
bandes Hessen tätig und SPD-Mit-
glied, Kordula Schulz-Asche von den
Grünen, die Politikerin der Linken,
Margarete Wiemer. Weiter beteilig-
ten sich an der Diskussion Ruth Fri-
cke vom Bundesverband der Psychia-
trie-Erfahrenen sowie Edith Mayer
vom Landesverband Hessen der
Angehörigen und Freunde psychisch
kranker Menschen (vgl. auch Beitrag
auf Seite 12).

Nach einer kurzen Einführung in das
Thema vom scheidenden Vorstands-
vorsitzenden der Frankfurter Werk-
gemeinschaft und Direktor des Cari-
tasverbandes Frankfurt, Hartmut
Fritz, trugen die Diskussionsteilneh-
mer ihren Standpunkt und ihre Vor-
stellungen zur kommenden Reform
vor.

Den Anfang machte Ruth Fricke
vom Bundesverband Psychia-
trieerfahrener: Sie zeigte
Skepsis und betonte, dass
»Sondergesetze« für Men-

schen mit Behinderung meist die
Betroffenen schlechter stellten
als den Rest der Bevölkerung.
So ermögliche das Unterbrin-
gungsgesetz durchaus
Zwangsmaßnahmen und
das »Absprechen von
Grundrechten«. Außer-
dem spiegle die
geplante Vereinheitli-
chung »institutio-
nelles Denken«
wider und wider-
spreche dem
»personenzen-
trierten
Ansatz«,

Streit um ein »Sondergesetz«

Die Hilfen für behinderte Menschen sollen neu geregelt werden

Von Stavroula Poursaitidou

Bund und Länder wollen die Eingliederungshilfe für Menschen mit
Behinderungen auf eine neue gesetzliche Grundlage stellen. 

Die erforderlichen Hilfen sollen von der nach rangigen Sozialhilfe 
abgekoppelt und in einem »Bundesleistungsgesetz« geregelt werden.

Treffpunkte 4/13 5
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den sie favorisiere. Besser gelöst
sieht sie die finanzielle Problematik
durch die Möglichkeit, ein Persönli-
ches Budget für Menschen mit Han-
dicaps zu beantragen und mehr
Arbeitsplätze für diese auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt zu schaffen. Trotz-
dem begrüße sie die Gesetzesinitiati-
ve, da im Grunde durch das neue
Gesetz einige Barrieren abgebaut
und die Inklusion im normalen
Umfeld, wie Volkshochschule und
Sportvereine gefördert würde.

Edith Mayer von den Angehörigen
und Freunde psychisch Kranker
erklärte, es sei schwierig, nach einem
stationären Aufenthalt ambulante
Hilfen zu bekommen. Oft seien die
institutionellen Möglichkeiten gar
nicht vorhanden oder sie griffen
nicht. Wichtig wären Rechtshilfen
und Assistenzleistungen, die
momentan im Persönlichen Budget
nicht vorgesehen seien, um die Rech-
te und Möglichkeiten von Kranken
besser wahrnehmen zu können. Aber
auch sie sprach sich letztendlich für
einen »einkommensunabhängigen
Nachteilsausgleich« aus, der »klar
von der Sozialhilfe« getrennt wäre.
Da die Finanzierung der neuen Leis-
tung durch den Bund »kostenneu-
tral« gestaltet werden soll, sieht sie
die Gefahr, damit »Einsparungsvor-
stellungen verwirklichen zu wollen«.
Es gebe Menschen mit sehr hohem
Hilfsbedarf, die dann in Heimen
abgeschoben zu drohen werden.
Marktorientierung sei nicht genug,
besser findet sie die soziale Fürsorge
für die Schwächsten, »von der auch
unsere europäische Kultur weitge-
hend geprägt ist«.

Der CDU-Vertreter, Dr. Matthias Zim-
mer, machte es kurz: Er erwähnte, er
sei eigentlich kein Experte für
»Behinderte«, vielmehr käme er aus
der Arbeitsmarktpolitik. Er setzte
sich für die »Inklusion bei Jugendli-
chen und älteren Menschen auf dem
ersten Arbeitsmarkt« ein. Außerdem
wolle er keine Sozialhilfeleistung,
sondern eine Teilhabeleistung für die
betroffenen Hilfebedürftigen. Er
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»Eingliederungshilfe«

Menschen mit einer nicht nur vorü-
bergehenden geistigen, körperlichen
oder psychischen Behinderung
haben Anspruch auf Eingliederungs-
hilfe nach dem 6. Kapitel des Sozial-
hilfegesetzes (SGB XII), wenn ihre
Fähigkeit zur Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben durch die Behin-
derung wesentlich eingeschränkt ist.
Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden erbracht, um
die Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu
mildern und behinderten Menschen so die Chance zur Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben zu eröffnen. Die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen ist eine Leistung der
Sozialhilfe. Es gilt hier der Grundsatz der Nachrangigkeit, das
heißt: Sozialhilfe wird nur gewährt, wenn die betroffene Per-
son sich nicht selbst helfen kann oder die notwendige Unter-
stützung nicht durch vorrangige Dritte (z. B. Angehörige oder
Sozialversicherungsträger) erlangen kann. Typische Leistun-
gen der Eingliederungshilfe sind das Betreute Wohnen und
die Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen.
Seit Jahren bereits arbeitet eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK) an der Wei-
terentwicklung der Eingliederungshilfe. Im Rahmen des »Fis-
kalpakts« wurde im Juni 2012 verabredet, dass Bund und Län-
der unter Einbeziehung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen
in der nächsten Legislaturperiode des Bundestages ein neues
Bundesleistungsgesetz erarbeiten und in Kraft setzen wollen.
Mit dem Bundesteilhabegesetz sollen die rechtlichen Vor-
schriften zur Eingliederungshilfe in der bisherigen Form
abgelöst werden.

Quellen: Landschaftsverband Westfalen-Lippe, www.lwl.org; 
SOZIALwirtschaft aktuell 1-2/2013, 
www.sozialwirtschaft.nomos.de/sozialwirtschaftaktuell

Was versteht man eigentlich unter
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betonte, das Ganze solle kostende-
ckend sein. Momentan stünden 14,4
Milliarden Euro zur Finanzierung zur
Verfügung.

Die Grünen-Landtagsabgeordnete
Kordula Schulz-Asche griff diesen
Punkt auf und bemängelte, das sei
eine widersprüchliche Aussage: »Wir
brauchen ein Teilhabe-Leistungsge-
setz für eine inklusive Gesellschaft.«
Sie outete sich als »Anhängerin des
Persönlichen Budgets« und forderte
ebenfalls die Reform der Eingliede-
rungshilfe, u. a. »eine direkte Unter-
stützung, um die Leistungen in
Anspruch nehmen zu können«. Es
sei, allein durch den demografischen
Wandel, notwendig, mehr Geld für
soziale Aufgaben zur Verfügung zu
stellen, als es momentan der Fall sei.

Hans Becker aus der SPD-Fraktion,
arbeitete lange Zeit im Landeswohl-
fahrtsverband Hessen und war im
letzten Bundestagsausschuss für
Menschen mit Behinderung. Er sah
ebenfalls eine Notwendigkeit für
eine Reform der Eingliederungshilfe,
bemängelte den »momentanen Fli-
ckenteppich«. Von Bundesland zu
Bundesland, von Region zu Region
und von Gemeinde zu Gemeinde sei
die Finanzierung der Leistungen für
die betroffenen Menschen anders
geregelt. »Nicht nur dem demografi-
schen Wandel, sondern auch dem
gesellschaftlichen Wandel – insbe-
sondere der größere Leistungsdruck,
der zu mehr psychischer Belastung
und Erkrankungen führe –, muss mit
mehr Nachdruck und geeigneten
Maßnahmen begegnet werden.« Das
Betreute Wohnen beispielsweise sei
»eine gute Möglichkeit«.

Nach Eindruck der Linken-Abgeord-
neten Margarete Wiemer sei das
geplante Vorhaben ein »Kosten-
dämpfungsgesetz«. Es sei keine
Umsetzung der UN-Konvention, son-
dern »marktorientiertes Instru-
ment«. Die Kostenneutralität sei
inakzeptabel: »Jeder Mensch muss
von seiner Arbeit leben können und
sollte, unabhängig von Qualifikation

und erbrachter Leistung, wertge-
schätzt werden.« Außerdem erforde-
re es an den Reha-Arbeitsstellen,
statt der »Mitwirkung«, einer »Mit-
bestimmung« des Werkstattrates.
Finanziert werden sollten die wach-
senden Sozialausgaben der Zukunft
mit einer Wiedereinführung der Ver-
mögens- und Erbschaftssteuer.

Die anschließenden Wortmeldungen
beschäftigten sich überwiegend mit
den Problemen an den Finanzie-
rungs-Schnittstellen, beispielsweise
beim Wechsel von einem stationären

Aufenthalt in ambulante Pflege, den
hohen »Antragshürden« in den
Behörden und den ernüchternden
Erfahrungen mancher Sozialarbeite-
rinnen und Sozialarbeitern mit
Anträgen zur Gewährung eines Per-
sönlichen Budgets für ihre Klienten.

Deutlich wurde: Es gibt noch viele,
teils unvereinbare Vorstellungen, wie
ein Gesetz zur Reform der Eingliede-
rungshilfe nun letztendlich aussehen
soll und wer es wie finanzieren soll.
Manche nennen das Vorhaben eine
Mogelpackung; manche befürchten
gar eine Verschlechterung durch zu
starke Marktorientierung und der

Möglichkeit zur Sanktion von »Leis-
tungsunwilligen«. Andere verspre-
chen sich von einer gesetzlichen
Neuordnung die »Abschaffung der
Diskriminierung und Stigmatisie-
rung von Menschen mit Handicap«.

Aber wollen scheinen ein neues
Gesetz alle Beteiligten, nur in unter-
schiedlicher Ausgestaltung. Und
kommen wird es wohl auf jeden Fall.
Zum Jahresende wird der abschlie-
ßende Bericht der Arbeits- und Sozi-
alministerkonferenz zu diesem The-
ma erwartet.

Treffpunkte 4/13 7

Stavroula Poursaitidou 
hat Journalistik studiert und bei Fernsehen

und Hörfunk gearbeitet. Nach einer psy-
chischen Erkrankung ist sie seit über einem

Jahrzehnt in der Druckerei der Frankfurter
Reha-Werkstatt Rödelheim beschäftigt. Sie ist

Mitglied im Redaktionsteam der »Treffpunkte«.

Alle sind für ein neuesGesetz – und alle für einanderes

»

«
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Die Klinik Hohe Mark hatte, wie bereits in den letzten
Jahren, wieder die Organisation der Eröffnungsveranstal-
tung der Frankfurter Psychiatriewoche übernommen.
Man war glücklicherweise nicht der Versuchung erlegen,
das 25-jährige Jubiläum mit zu viel Bedeutung aufzula-
den. Bereits der Veranstaltungsort, das kleine Haus am
Dom, hatte schon den eher bescheidenen Rahmen vorge-
geben und zwang die Veranstalter und die Aussteller zu
weiser Beschränkung.

Auch der Ablauf der Eröffnungsveranstaltung am 6. Sep-
tember 2013 war durch angenehm kurze Ansprachen
geprägt und zwang die rund 150 Besucherinnen und
Besucher nicht zu einem Sitzungsmarathon. 

Ein »Signal der Stärke« versprach sich Organisator Gott-
fried Cramer von der Klinik Hohe Mark in seiner Begrü-
ßung von der Veranstaltung und auch andere Redner
wiesen auf einen oft vergessenen Umstand hin: Wenn

»Wir sind keine Nische!«

Die Eröffnungsveranstaltung zur 25. Frankfurter Psychiatriewoche gab sich
entspannt und selbstbewusst

Die Auftaktveranstaltung zur diesjährigen Frankfurter Psychiatriewoche bestand aus
kurzen Ansprachen, einem originellen Musikprogramm und vielen Gelegenheiten zur
Information und zur Begegnung.
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nach Studie rund ein Drittel der Bevölkerung im Lauf des
Lebens mit psychischen Krankheiten konfrontiert wür-
den, könne man kaum mehr von einer »Randgruppe«
sprechen. »Wir sind keine Nische«, stellte Dr. Dietmar
Seehuber, Chefarzt der Klinik Hohe Mark, fest.

Für Unterhaltung und Nachdenklichkeit sorgte bei der
Eröffnungsveranstaltung die Musikgruppe »JazzCosy«
mit vielen Anspielungen auf den psychiatrischen Alltag.
Das Motto ihres Programms »Madness« war ein Zitat von
Alfred Adler: »Wer lacht und singt, gehört in Therapie.«

Der musikalische Teil der Auftaktveranstaltung hatte als ironisches Motto ein Zitat von Alfred Adler als
Leitthema: »Wer lacht und singt, gehört in Therapie.«

Wolfgang Schrank vom Frankfurter Verein für soziale
Heimstätten hatte einige kritische Anmerkungen zur
gegenwärtigen Sozialpolitik, so beispielsweise, dass die
»Personenzentrierung« die Gefahr der Vereinzelung
 kranker Menschen in sich berge.

Die Musikgruppe »JazzCosy« aktivierte die Teilnehmer 
der Auftaktveranstaltung im Haus am Dom mit ihrem 
Programm "Madness", in dem verschiedene Therapie -
varianten durchgespielt wurden.
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Was ist mit Integrierter Versorgung gemeint und was
verbirgt sich hinter »VersA Rhein-Main«? Mit diesen Fra-
gen beschäftigte sich der Vortrag von Klaus-D. Liedke
während der diesjährigen Frankfurter Psychiatriewoche
in der Tagungsstätte Hoffmanns Höfe am 9. September
2013. Rund 30 Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren
gekommen, um die Antworten zu hören und ihre Fragen
zu stellen.

Vor dem Hintergrund, dass psychiatrische Erkrankungen
sehr verbreitet sind, die Folgen psychiatrischer Beein-
trächtigungen noch zunehmen und multiple Störungen
koordinierte Maßnahmen erfordern, veranlasste die
Techniker-Krankenkasse unter dem Druck, dass die Kran-
kenhäuser viel zu viel Geld verbrauchen, neue Wege in
der Therapie zu suchen. Im Aufbau und in der Pflege
eines Netzwerkes für psychische Gesundheit sieht man
nun einen Weg, eine bessere Versorgung – bei Einsparung
von Kosten – gefunden zu haben.

In der bisherigen Praxis erfolgen die therapeutischen Ein-
zelleistungen (Psychiater, Psychotherapeut, Ergothera-
peut u. a.) nebeneinander und ohne dass der eine Thera-
peut vom anderen über den Therapieverlauf informiert
wird. Das Netzwerk der integrierten Versorgung fasst
nun alle Professionen zusammen. Einschränkend muss
erwähnt werden, dass es sich nur um die Maßnahmen
handelt, die von der Krankenkasse finanziert werden.
Eingliederungsmaßnahmen des Sozialhilfeträgers, wie
beispielsweise das Betreute Wohnen sind hiervon nicht
erfasst.

Die Techniker Krankenkasse und weitere Krankenkassen
(KKH und BKK Deutsche Bank) haben nun einige Träger
der psychiatrischen Versorgung im Rhein-Main-Gebiet
(unter anderem die Lebensräume Offenbach e. V. und der
Frankfurter Verein für soziale Heimstätten e. V.) veran-
lasst, eine gemeinnützige Gesellschaft – eben die »VersA

Rhein Main GmbH« (Verbund sozialpsychiatrischer Ange-
bote) – zu gründen, die das besagte Netzwerk unterhalten
soll.

Um den Datenschutz zu gewährleisten und das Freiwil-
ligkeitsprinzip einzuhalten, spricht die Krankenkasse von
sich aus ihre für eine Integrierte Versorgung infrage kom-
menden Mitglieder an und bietet ihnen die Aufnahme in
das Projekt an. Zeigt das Mitglied Interesse, so informiert
die Krankenkasse »VersA« und gibt Name und Telefon-
nummer des Mitglieds weiter. Ein Fallmanager setzt sich
daraufhin mit dem Mitglied in Verbindung und es
kommt zu einem Aufnahmegespräch.

Das Mitglied, also die Patientin oder der Patient, hat nun
einen Ansprechpartner, der die erforderlichen Therapie-
maßnahmen koordiniert. Der Fallmanager entwirft ein
Behandlungskonzept und legt dies zur Bewilligung
einem Vertragsarzt vor. Das bedeutet aber nicht, dass sich
die Patienten von ihren bisherigen Therapeuten trennen
müssten. Diese werden in das Netzwerk aufgenommen.
Es gibt auch keine Sektorenbindung. Alle Angebote wer-
den – falls sie von der Krankenkasse finanziert werden –
berücksichtigt, auch aus dem Umland.

Der Patient oder die Patientin wird innerhalb von vier
Wochen aufgenommen und es wird im nächsten Viertel-
jahr ein Behandlungskonzept erstellt, das ein halbes Jahr
probeweise ausgeführt wird. Ist es erfolgreich, kann die
Patientin oder der Patient bis zu drei Jahren im Rahmen
dieses Konzeptes weiter betreut werden. Die Betreuungs-
leistungen umfassen folgende Angebote:

eine Koordinationsstelle, die 24 Stunden telefonisch
erreichbar ist
einen Fallmanager für einen Betreuten
ein Assessment, also ein umfassendes und systemati-
sches Erstgespräch

Auf neuen Wegen

Die Integrierte Versorgung sucht bessere Hilfekonzepte für Menschen mit 
psychischer Erkrankung

Von Christel Gilcher

In der Rhein-Main-Region haben sich Krankenkassen, Kliniken und
ambulante Leistungsanbieter zusammengefunden, um die neuen
gesetzlichen Möglichkeiten der Integrierten Versorgung zu erproben.
Noch schreibt der Verbund rote Zahlen, sieht sich aber auf gutem Wege.
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bei Bedarf eine intensive Betreuung
ein entsprechender Notfallkomplex (Kriseninterventi-
onsplan)
Rückzugsraum mit Fachpersonal (meist bei einem
Wohnheim)
Psychoedukationskurse, also ein Schulungsangebot für
Menschen, die an psychischen Erkrankungen leiden
Dokumentation
Qualitätsumsetzung (unterliegt der Krankenkassen
Prüfung)

VersA erhält von der Krankenkasse für jeden Patienten
eine Pauschale, die den jährlichen Durchschnittskosten
einer stationären Behandlung entspricht. Sollte aller-
dings dennoch eine stationäre Behandlung notwendig
werden, so muss VersA diese Kosten aus der erhaltenen
Pauschale bezahlen.

Bei etwa 4.000 potentiellen Patienten im Rhein-Main-
Gebiet rechnet sich dieses Modell für die Krankenkassen.
Für VersA ist dieses Experiment allerdings ein finanziel-
les Risiko. Für einen einzelnen Gesellschafter oder Träger
stehen zu wenig interessierte und geeignete Patientin-
nen und Patienten zur Verfügung. Man hat deshalb mit
der GmbH einen Verbund gegründet, der das gesamte
Rhein-Main-Gebiet erfasst. Zur Zeit schreibe man noch
rote Zahlen.

»Viele inzwischen etablierte Angebote der Sozialpsychia-
trie waren am Anfang nicht kostendeckend, haben sich
aber im Lauf der Zeit bewährt. Deshalb sollte man für die-
se Idee ebenfalls den Mut aufbringen«, schloss Klaus-D.
Liedke zuversichtlich seinen Vortrag.

Christel Gilcher     
war lange Jahre Leiterin der ambulanten Dienste bei der Bür-
gerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V. Seit einigen

Monaten ist sie in der Passivphase ihrer Altersteilzeit. Sie ist
nach wie vor Mitglied im Redaktionsteam der »Treffpunkte«.

Lilischkies-Gilcher@t-online.de

»Warum wir vorerst nicht mitmachen«

In den »Treffpunkten«
1/2013, in dem es um
die Integrierte Versor-
gung für Menschen
mit psychischen
Erkrankungen ging,
erläuterte der
Geschäftsführer der
Bürgerhilfe Sozialpsy-
chiatrie Frankfurt am
Main e. V., Gerhard
Seitz-Cychy, warum
sich seine Organisation

nicht an dem »Verbund sozialpsychiatrischer Ange-
bote« (VersA GmbH) beteiligt. Noch sei zu vieles

unklar und es gäbe keine belastbaren Kalkulatio-
nen. Das finanzielle Risiko sei derzeit einfach nicht
abschätzbar. Nach dem derzeitigen Kenntnisstand
werde die Bürgerhilfe erst mal abwarten, wie sich
das neue Projekt entwickele, das unbestritten den
Charme des Innovativen habe, vor allem weil end-
lich die Krankenkassen mit an Bord seien. Das Heft
der »Treffpunkte« 1/2013 mit Beiträgen, Interviews
und Kommentaren zur Integrierten Versorgung
steht auf der Website der Bürgerhilfe kostenlos zum
Herunterladen zur Verfügung.

www.bsf-frankfurt.de/archiv/
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Im Wahlkampf zur Bundestagswahl und zur Wahl für
den hessischen Landtag waren Menschen mit Behinde-
rung in sozial- und gesundheitspolitischen Auseinander-
setzungen kein Thema. Anders in der 25. Frankfurter Psy-
chiatriewoche: Die Frankfurter Werkgemeinschaft (fwg)
hatte in den Räumen des Caritasverbands Frankfurt e. V.
einige Fachleute (1) und Politiker (2) zu einer Podiumsdis-
kussion (3) mit Titel dem »Braucht Deutschland ein Son-
dergesetz für Behinderte?« eingeladen (4).

Trotz der Kritik an bestehenden Sondergesetzen für Psy-
chiatriepatienten waren sich die Teilnehmer des Podiums
einig: »Sondergesetze« werden gebraucht, um die unter-
schiedlichen Gruppen in unserer Gesellschaft zu schützen
und zu unterstützen. Aber statt »Bundesleistungsgesetz«
sollte die bevorstehende Reform den Namen »Bundesteil-
habegesetz« tragen.

Warum wir ein 
»Bundesteilhabegesetz« brauchen

Die Regierungen von Bund und Ländern haben im Fiskal-
pakt 2012 für die kommende Legislaturperiode eine
grundlegende Reform der Eingliederungshilfe von Men-
schen mit Behinderung vereinbart (vgl. auch Beitrag auf
Seite 5). Die leistungsrechtliche Definition des sozialen
Behinderungsbegriffes soll dabei den allgemeinen
Grundsätzen der UN-Behindertenrechtskonvention ange-
passt werden.

Trotz steigendem Bedarf und erforderlichen Einsparun-
gen sollen behinderungsbedingte Unterstützungsbedarfe
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden und ver-
bessert werden. Bundesländer und Gemeinden sollen

vom Bund finanziell entlastet werden. Die Ausgaben für
die Eingliederungshilfe sollen gedeckelt werden. Durch
bessere Abstimmung zwischen den unterschiedlichen
Leistungsgesetzen sollen Einsparungen erzielt werden.
In der Podiumsdiskussion umrissen zunächst die Fach-
leute ihre Vorstellungen von einem »Bundesteilhabege-
setz« (5). Schnell zeigte sich, wie umfangreich die Anfor-
derungen an die Reform sind. So sollen zum Beispiel
Menschen mit Behinderung durch Teilhabeleistungen in
die Lage versetzt werden, ein Höchstmaß an Unabhän-
gigkeit und Selbstständigkeit zu erlangen. Um einen gro-
ßen Personenkreis von Menschen individuelle Autono-
mie zu ermöglichen, muss das Persönliche Budget
gestärkt werden. Dafür sind frühzeitige Beratung, Assis-
tenz beim Einkauf von Teilhabeleistungen und der Ver-
waltung notwendig. Im Zuge der Reform sind Sozialhilfe
und Teilhabeleistung zu trennen.

Behinderung ist ein Lebensrisiko, das jeden Menschen
individuell treffen kann und das gleichzeitig gesellschaft-
liche Ursachen hat. Lebenslange Nachteile sind oft die
Folge. Die vorübergehende Sicherung des Existenzmini-
mums durch Sozialhilfe dient dazu, dem Menschen eine
Lebensführung in Würde zu ermöglichen und verfolgt
damit einen anderen Zweck als die auf Herstellung glei-
cher Lebensverhältnisse gerichteten Teilhabeleistungen.

Im Bundesteilhabegesetz soll der Nachteilsausgleich das
fürsorgerechtliche Nachrangprinzip ablösen. Das bedeu-
tet, dass Teilhabeleistungen der sozialen Förderung ein-
kommens- und vermögensunabhängig zu gewähren
sind. Die Gewährleistung von Teilhabeleistungen muss
unabhängig von der Sozialhilfe erfolgen. Das führt dazu,
dass Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen
nicht mehr Einkommen und Vermögen zum Ausgleich
»behinderungsbedingter« Nachteile einsetzen müssen,

Psychiatrie trifft Politik

Viele Argumente sprechen für ein »Bundesteilhabegesetz«

Von Steffen Hensel

In einer Podiumsdiskussion während der diesjährigen Frankfurter
Psychiatriewoche zeichnete sich trotz Unterschiede im Detail ein
breiter Trend für eine neue gesetzliche Grundlage bei den Hilfen für
behinderte Menschen ab.
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da sie trotz eigenem Einkommen oft auf den lebenslan-
gen Bezug von Sozialhilfe zur Sicherung ihres Existenz-
minimums angewiesen sind.

Mit der Forderung nach einem »Teilhabegeld« sollen
Menschen mit Behinderung die Möglichkeit bekommen,
grundlegende Teilhabe-Beeinträchtigungen eigenständig
auszugleichen. Das Teilhabegeld soll als ergänzende,
anrechnungsfreie pauschale Geldleistung, gewährt wer-
den, da nicht alle behinderungsbedingten Nachteile bei
der Leistungsbemessung des individuellen Bedarfes
erfasst und angemessen gedeckt werden können.

Die Vertreter der anwesenden politischen Parteien waren
davon überzeugt, dass in der neuen Legislaturperiode des
Bundestages ein Bundesteilhabegesetz verabschiedet
wird. In ihren sehr unterschiedlichen Stellungnahmen
waren die Politiker darum bemüht, trotz Wahlkampf
inhaltlich zu argumentieren.

Einig war man sich darüber, dass ein Bundesteilhabege-
setz personenzentriert die persönliche Autonomie des
Menschen mit Behinderung fördern soll. Als Beispiel
dafür, wie Hilfen am individuellen Bedarf der Person
durchgesetzt werden können, wurde das Persönliche Bud-

get genannt. Darüber, wie oder wer den individuellen
Bedarf nach bundeseinheitlichen Kriterien feststellt, und
wer die Betroffenen über mögliche Teilhabeleistungen
berät, wird noch diskutiert.

Konsens war auch, dass Teilhabeleistungen aus der Sozi-
alhilfe, also dem Sozialgesetzbuch XII, herausgenommen
und so von der existenzsichernden Sozialhilfe getrennt
werden sollen.

Obwohl im Zusammenhang mit der demografischen Ent-
wicklung eine erhebliche Zunahme der Inanspruchnah-

Bei der Podiumsdiskussion wäh-
rend der Frankfurter Psychiatrie-
woche um neue gesetzliche
Grundlagen bei der Behinderten-
hilfe nutzte das Publikum rege die
Möglichkeit zu Fragen an die Poli-
tiker und zu eigenen Diskussions-
beiträgen.

Behinderung ist ein Lebens -

risiko, das jeden Menschen

treffen kann
»

«



Treffpunkte 4/13

Thema

14

me von Teilhabeleistungen erwartet wird, sollen die Aus-
gaben für die Teilhabeleistungen gedeckelt werden. Man
beabsichtigt, eine Einsparung zu erzielen, indem man die
Schnittstellen mit anderen Leistungsgesetzen besser
regelt.

Unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit äußerten sich
die Politiker zurückhaltend dazu, ob und in welchen
Umfang Teilhabeleistungen der sozialen Förderung künf-
tig einkommens- und vermögensunabhängig gewährt
werden können. Gleiches gilt für die Forderung nach dem
pauschalen Teilhabegeld.

Nach den Stellungnahmen der Politiker wurde die Dis-
kussion für Fragen und Anregungen aus dem Publikum
geöffnet. Die zahlreich erschienenen Teilnehmer mach-
ten von dieser Möglichkeit regen Gebrauch. Sie nutzten
die Gelegenheit den Kandidaten persönliche und berufli-
che Erfahrungen zu vermitteln. Die Politiker fragten nach
und versicherten einige der Anregungen in die gesetzge-
benden Beratungen mitzunehmen. Es bleibt zu hoffen,
dass mit einem Bundesteilhabegesetz eine echte Reform
der Eingliederungshilfe in Deutschland gelingt – eine
Reform, in der mit politischer Weitsicht die Situation von
Menschen mit Behinderung verbessert wird und Einspa-
rungen und Bürokratisierung nicht zu Verschlechterun-
gen führen.

Steffen Hensel 
ist bei der Frankfurter Werkgemeinschaft e. V. zuständig für
»Fachliche Entwicklung, Qualifikation und Dialogförderung«.
www.fwg-net.de

Anmerkungen

(1) Ruth Fricke, Vorstand im Bundesverband Psychia-
trie-Erfahrenere; Edith Mayer, Vorstand im hessi-
schen Landesverband Angehörige und Freunde psy-
chisch kranker Menschen; Dr. Thorsten Hinz, Bun-
desfachverband Caritas Behindertenhilfe und Psy-
chiatrie

(2) Kandidat für den hessischen Landtag Wolfgang
Decker (MdL SPD); Kandidaten für den Bundestag:
Dr. Matthias Zimmer (MdB CDU); Kordula Schulz-
Asche (MdL Bündnis 90/Die Grünen), Margarete
Wiemer (Die Linke)

(3) Moderation Hartmut Fritz, Vorstandsvorsitzen-
der der Frankfurter Werkgemeinschaft e. V. und
Direktor des Caritasverbands Frankfurt e. V.

(4) Die Podiumsteilnehmer wurden vom Radio »Sag
was« aus Regensburg interviewt. Die Interviews
sind im Internet veröffentlicht: www.cbp.caritas.de.

(5) Eckpunkte der Bundesfachverbände für Behin-
dertenhilfe und Psychiatrie für ein Bundesleis-
tungsgesetz sind im Internet einsehbar:
www.cbp.caritas.de.
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Nicht jeder wird gemobbt und nicht überall wird
gemobbt. Doch jede neunte Arbeitnehmer erlebt im Laufe
seines Berufslebens mindestens einmal, dass er gemobbt
wird. Bei Frauen liegt das Risiko um 75 Prozent höher als
bei den männlichen Leidensgenossen. Vorgesetzte sind
bei der Hälfte der Fälle der »Mobber« dabei oder zumin-
dest mit von der Partie. In den sozialen Berufen ist das

Risiko, gemobbt zu werden am höchsten – etwas das 2,8-
Fache zum Durchschnitt. Am wenigsten findet Mobbing
in landwirtschaftlichen Berufen statt.

Gut 60 interessierte Besucher – Betroffene, Beraterinnen
und Berater, auch Vertreter aus Betrieben – waren zur
Informationsveranstaltung »Hilfe – ich werde gemobbt!
Individuelle und betriebliche Möglichkeiten zur Bewälti-
gung von Konfliktsituationen am Arbeitsplatz« am 
12. September 2013 ins Tagungshaus Hoffmanns Höfe
gekommen. Die Psychologin Petra Heimer und ihr Kollege
Wolfgang Weis von der Initiative gegen psychosozialen
Stress und Mobbing (IPSM) referierten bei der Veranstal-
tung während der Frankfurter Psychiatriewoche zu dem
Thema. Die Initiative ist ein unabhängiger und gemein-
nütziger Verein und Träger der Beratungsstellen »Per-
spektive« in Frankfurt am Main, Gießen, Löhnberg und
Niedernhausen. Diese sind Anlaufstelle für Arbeitsplatz-
konflikt-Betroffene, Unternehmensführungen und Perso-
nalverantwortliche (Informationen: www.ipsm-ev.de).

Mit einem Zitat der Mobbing-Experten von Axel Esser
und Martin Wolmerath beschreibt die Psychologin was
unter Mobbing zu verstehen ist: »Mobbing ist ein Gesche-
hensprozess in der Arbeitswelt, in dem destruktive Hand-
lungen unterschiedlicher Art wiederholt und über einen
längeren Zeitraum gegen Einzelne vorgenommen wer-
den, welche von den Betroffenen als eine Beeinträchti-
gung und Verletzung ihrer Person empfunden werden
und dessen ungebremster Verlauf für die Betroffenen
grundsätzlich dazu führt, dass ihre psychische Befindlich-
keit und Gesundheit zunehmend beeinträchtigt werden,
ihre Isolation und Ausgrenzung am Arbeitsplatz zuneh-
men, dagegen die Chancen auf eine zufriedenstellende

Psychoterror am Arbeitsplatz

Individuelle und gemeinsame Wege zur Bewältigung 
von Konflikten im Betrieb

Von Christel Gilcher

Der Integrationsfachdienst Rhein-Main informierte während
der diesjährigen Psychiatriewoche über das Phänomen Mob-

bing und über einen angemessenen Umgang damit.

Es gab bereits einige Initiativen, die ein
Gesetz gegen Mobbing auf den Weg bringen
wollten; doch bislang war noch keines dieser
Vorhaben erfolgreich.



Lösung schwinden und der regelmäßig im Verlust ihres
bisherigen beruflichen Wirkbereichs endet.«

Die beim Mobbing empfundene Ausgrenzung wird im
Gehirn des betroffenen Menschen wie ein körperlicher
Schmerz empfunden und kann die entsprechenden Lei-
den hervorrufen. Je länger das Mobbing ertragen werden
muss, umso wahrscheinlich ist am Ende der Verlust des
Arbeitsplatzes. Deshalb ist es äußerst wichtig, früh Hilfe
zu suchen und zu finden.

Der Boden, auf dem Mobbing entsteht ist

die Unternehmenskultur (schlechtes Betriebsklima,
ungezügelter Wettbewerb)

die Arbeitsorganisation (Verantwortungsdiffusion,
 fehlende Transparenz)

die fehlende emotionale und soziale Kompetenz der
beteiligten Personen

das Führungsverhalten (fehlende Führungskompetenz,
Defizite in Konfliktlösungen)

Treffpunkte 4/13

Thema

16

Die Folgen der regelmäßigen Attacken im Berufsleben
werden von den Opfern in körperlichen und psychischen
Symptomen erlebt und können beispielsweise zur inne-
ren oder realen Kündigung, zur Frühberentung oder zur
Arbeitslosigkeit führen.

Aber nicht nur für den Gemobbten entsteht ein Schaden,
sondern auch für den Betrieb und das Unternehmen:

Verschlechterung des Betriebsklimas

sinkende Motivation der Mitarbeitenden

Mobbing am Arbeitsplatz kann zu psychischen und auch körperlichen Erkrankungen führen. Deshalb ist es für
die betroffenen Menschen äußerst wichtig, sich früh Hilfe zu suchen und ein »Mobbing-Tagebuch« zu führen.

In sozialen Berufen ist

das Mobbing-Risiko am

höchsten

»
«
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hoher Krankenstand

Fluktuation in der Mitarbeiterschaft

Bei diesen deutlichen Folgen »rechnet« es sich also auch
für das Unternehmen, Mobbing im Betrieb zu bekämp-
fen.

Präventive Maßnahmen könnten sein: Aufklären über
Mobbing, eine Unternehmensanalyse herstellen, eine
Dienstvereinbarung abschließen, eine Anlaufstelle ein-
richten, Führungskräfte und Belegschaft schulen, Trai-
ningsangebote für soziale und emotionale Kompetenz,
den Betriebsrat für das Thema schulen und ein Hilfe-
Netzwerk aufbauen.

Um es erst gar nicht zum Mobbing kommen zu lassen,
muss mit Konflikten, die nun mal zum menschlichen
Miteinander gehören, konstruktiv umgegangen werden.
Und sollte man doch erkennen, dass man gemobbt wird,
muss dies offen angesprochen werden. Der Betroffene
sollte eine Person seines Vertrauens einbeziehen.

Es ist hilfreich, ein »Mobbing-Tagebuch« handschriftlich
zu führen und – falls es diese gibt – Beweise zu sichern.
Im Tagebuch sollte man neben den Mobbing-Erlebnissen
niederschreiben, wie man besser hätte in der jeweiligen
Situation reagieren sollen. Eine Klärung der Situation im
Vorfeld ist auf jeden Fall erfolgreicher als der Versuch
einer Klärung vor Gericht. Es gibt – noch? – kein Mob-
bing-Gesetz. Gerichtsprozesse dauern lange und ihr Aus-
gang ist ungewiss.

Hilfe kann das »Opfer« sich beim Betriebsrat, bei einem
externen Berater, einem Therapeuten, einem Psycholo-
gen oder Seelsorger holen. Wichtig ist es, frühzeitig auf
die eigene Gesundheit und Arbeitsfähigkeit zu achten,
damit die Störungen der Arbeitskonflikte schnell aufge-
arbeitet werden können, um so seine berufliche Tätigkeit
positiv weiterentwickeln zu können.

Die Autorin Christel Gilcher ist Mitglied im
Redaktionsteam der »Treffpunkte« (vgl. Seite 11).

Mobbing
Betriebsvereinbarungen gegen 

Das Institut zur Fortbildung von Betriebs-
räten KG (ifb KG) ist ein privater gewerk-
schaftsunabhängiger Seminarveranstalter
für Betriebsräte in Deutschland. Auf seiner
Website hat er etliche gültige Betriebsver-
einbarungen gegen Mobbing gesammelt,
die kostenlos abgerufen werden können.
Die Liste der aufgeführten Unternehmen,
Behörden und Organisationen reicht von
der Stadt München über die Universität
Mainz bis zum Autobauer Opel. Auch der
Frankfurter Flughafen und die Gewerk-
schaft verdi sind mit ihren Betriebsverein-
barungen vertreten. Zudem gibt es eine
neutrale Vorlage für eine Betriebsvereinba-
rung zwischen Unternehmensleitung und
Betriebsrat, die als Anhaltspunkt für eine
eigene Vereinbarung dienen kann.

www.ifb.de/mobbing-konflikt-
betriebsrat/betriebsvereinbarungen.html
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Erkundungen vor Ort

»Hier ist es ja gar nicht dunkel!«, so die verwunderte Fest-
stellung einer der vielen Besucher der Veranstaltung
»Erkundung-vor-Ort« während der diesjährigen Frankfur-
ter Psychiatriewoche, die am 11. September 2013 in der
Reha-Werkstatt Rödelheim (RWR) stattfand. Ähnlich
unbedacht und unerfahren über die verschiedenen Ein-
richtungen und »Werkstätten« des Frankfurter Vereins
für soziale Heimstätten e. V. waren die meisten anderen
Besucher der Erkundungsreihe, die zu unterschiedlichen
Tagen, in den verschiedenen Einrichtungen der Organisa-
tion, liefen. Die anfangs uninformierten Gäste verließen
die Vereinseinrichtungen in der Regel gut unterrichtet
wieder. Angeboten wurde in der Reha-Werkstatt Rödel-
heim eine Führung durch die Werkstatt unter fachkundi-
ger Leitung des werkseigenen Sozialdienstes, die Vorfüh-
rung eines Dokumentarfilms über die Werkstatt und als
»Highlight« die Möglichkeit, sich kostenlos eigene Visi-
tenkarten zu gestalten und zu drucken – ein Angebot das
viel genutzt wurde. Unter anderem nahm diese Möglich-

keit eine größere Gruppe der Lehrerkooperative wahr,
eine Organisation, die Sprachunterricht und Kurse für
Ausländer anbietet. Andere Gäste wiederum waren
selbst psychisch erkrankt und auf der Suche nach einer
geeigneten Arbeitsstelle. Auch Angehörige, Freunde und
Bekannte von betroffenen Menschen oder frühere Mitar-
beiter der Werkstatt kamen und informierten sich aus-
führlich über den aktuellen Stand der Einrichtung. Oft
wurden so erste Kontakte zur Werkstatt und ihrem Perso-
nal geknüpft. Beim Gestalten von Visitenkarten konnten
die Besucher ihre eigene Kreativität spielen lassen. Ihnen
zur Seite standen, allzeit hilfreich und hilfsbereit, die
Gruppenleiter und Mitarbeiter der Werkstatt, die sich als
moderne Druckerei auf entsprechende Angebote konzen-
triert hat.

Stavroula Poursaitidou

i m p r e s s i o n e n

Das Angebot, unter fachmännischer Anleitung professionelle
Visitenkarten zu gestalten, zu drucken und zuzuschneiden,
wurde von vielen Besuchern rege genutzt.

Die Leiterin des Sozialdienstes in der Reha-Werkstatt Rödel-
heim, Ingrid Schneider, informierte die Besucher über die Auf-
gaben und die Beschäftigungsmöglichkeiten in der Einrich-
tung.
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Informationen zum Frankfurter Süden

Am 11. September 2013 boten die Bürgerhilfe Sozialpsy-
chiatrie Frankfurt am Main e. V. gemeinsam mit dem
Sozialpsychiatrischen Dienst Süd des Stadtgesundheits-
amtes und der Psychiatrischen Institutsambulanz der
Uniklinik Frankfurt am Main einen Informationsstand
am Südbahnhof an. Von der Bürgerhilfe beteiligten sich
vor allem die Beratungsstelle Süd und die Tagesstätte Süd
in der Darmstädter Landstraße. Die Psychosoziale Kon-
takt- und Beratungsstelle steht allen Menschen zur Ver-
fügung, die sich in schwierigen Lebenssituationen befin-
den. Auch für Angehörige, Partner, Freunde und Nach-
barn ist die Beratungsstelle offen. Die Experten der Bür-
gerhilfe unterstützen bei der Klärung von persönlichen
und sozialen Problemen und helfen weiter in Krisen- und
Notfallsituationen. Die Tagesstätte Süd der Bürgerhilfe ist
eine teilstationäre Einrichtung für psychisch kranke
Menschen. Ihr Angebot richtet sich vorrangig an Men-
schen, die aufgrund langer chronisch psychischer Erkran-
kungen und deren Folgeerscheinungen in ihrer Fähigkeit 

zur selbstständigen Alltagsbewältigung und Teilhabe
dauerhaft eingeschränkt sind. Die Besucher, die in der
Regel in Frankfurt am Main in einer eigenen Wohnung
oder in einer Wohngemeinschaft leben, erhalten Unter-
stützung und einen stabilen Rahmen zur Gestaltung und
Strukturierung des Tages. Diese Hinweise stießen bei den
zahlreichen Passanten, die trotz des schlechten Wetters
an diesem Tag, an dem Informationsstand verweilten
und sich mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
unterhielten, auf reges Interesse. Auch betroffene Patien-
ten und Menschen, die selbst in sozialen und gesundheit-
lichen Diensten arbeiteten, informierten sich über die
Angebote in den südlichen Stadtteilen von Frankfurt am
Main.

Grillfest im Pavillon

Das Grillfest der Begegnungsstätte »Treffpunkt Süd« im
Teplitz Pavillion im Frankfurter Süden ist gut angenom-
men worden. Bei Steaks, Würstchen, Salat, Kuchen,
Getränken – und schönem Wetter! – haben sich fast 60
Besucherinnen und Besucher eingefunden. Beim Karaoke

aus der Frankfurter Psychiatriewoche 2013

Auch wie schon in früheren Jahren, wie hier auf einer älteren
Aufnahme, informierten sozialpsychiatrische Einrichtungen
vor dem Südbahnhof über ihre sozialen und gesundheitli-
chen Angebote im Frankfurter Süden.

Wettbewerb konnten die Gäste ihre Gesangskünste
erproben. Die Preise, die vergeben wurden, waren für
manchen ein Anreiz, ihre Zurückhaltung zu überwinden
und vor versammelter Mannschaft zu singen. Das Team
der Begegnungsstätte  hatte zwar alle Hände voll zu tun;
es blieb aber dennoch Zeit für Informations- und Bera-
tungsgespräche. Fazit: Das Fest hat allen Teilnehmenden
sehr gefallen. Der »Treffpunkt Süd« ist eine Begegnungs-
stätte für Menschen mit psychischen und sozialen Pro-
blemen, wie auch deren Angehörige und Freunde. Im
Teplitz-Pavillon bieten sich den Besucherinnen und Besu-
chern vielfältige Möglichkeiten zur Freizeit-Gestaltung
und Unterhaltung in den Nachmittags- und Abendstun-
den. So können beim Treffen an der Theke bei einem Kaf-
fee neue Kontakte geknüpft und alte Bekanntschaften
gepflegt werden. Man kann Billard, Mensch-ärger-dich-
nicht oder Karten spielen, einen ruhigen Nachmittag mit
der Zeitung oder einem Buch verbringen – jeder nach sei-
nem Geschmack. Darüber hinaus ist die Begegnungsstät-
te eine erste Anlaufstelle bei persönlichen Problemen
und in Krisensituationen. Für den Besuch der Begeg-
nungsstätte ist – im Vergleich zu einer »Tagesstätte« –
keine Anmeldung und keine Kostenzusage des Sozialhil-
feträgers erforderlich – kommen kann in eine »Begeg-
nungsstätte« jeder, der Zeit und Lust hat.
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Lebenswelten mit Perspektive

Der Verein Perspektiven e. V. veranstaltet im Rahmen der
25. Frankfurter Psychiatriewoche am 11. September 2013 in
seinen Räumen im Oeder Weg eine Lesung mit Musik.
Gewonnen werden konnten für die Veranstaltung Ursula
Illert, Schauspielerin und Sprecherin und der Musiker
Talib Richard Vogel. Die Veranstalter haben sich beson-
ders gefreut, dass Ursula Illert auf Ihre Anfrage, ob sie für
eine Lesung zur Verfügung stünde, spontan mit viel Wär-
me, Engagement und Freude reagiert und sofort zugesagt
hatte. Dies sei ein schönes Beispiel dafür, wie unvorein-
genommen sich viele Menschen den Themen psychischer
Gesundheit nähern und sich für ein besseres Verständnis
einsetzten. Die Autorinnen Karla Mundt, Nadia Furnari
und Petra Müller haben sich bereit erklärt, einige ihrer
Werke dafür zu Verfügung zu stellen. Ursula Illert trug
die Prosa und Gedichte in einer facettenreichen Art vor
und hat sie so aus der Verborgenheit ans Licht, ans Ohr

und ins Herz gebracht. Talib Richard Vogel gab mit seiner
wunderbaren Gitarrenmusik den Worten einen Rahmen
und schaffte die Verbindung zwischen den einzelnen
Lesungen. Durch die Unterschiedlichkeit der Texte, das
gelungene Lesen und die musikalische Begleitung konn-
te das Publikum an der besonderen Kreativität und Aus-
drucksfähigkeit der Autorinnen teilhaben. Bei einem
kleinen Imbiss haben alle das Gehörte und Erlebte nach-
hallen lassen und sind miteinander ins Gespräch kom-
men. Für die Autorinnen, die Gäste und die Veranstalter
war es eine schöne und bereichernde Veranstaltung.

i m p r e s s i o n e n

Während der diesjährigen Frankfurter Psychiatriewoche
brachte der Verein Perspektiven wieder in einer eigenen Ver-
anstaltung Musik und Literatur zusammen (von links): die
Autorin Petra Müller, die Mitorganisatorin Marianne Lepper,
den Musiker Herr Talib Richard Vogel, die Schauspielerin und
Sprecherin Ursula Illert und die Autorin Karla Mundt.
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Abschlussfest der
25. Frankfurter Psychiatriewoche

Das Meta-Quarck-Haus im Frankfurter Stadtteil Rödel-
heim organisierte – fast schon traditionell – das
Abschlussfest der Psychiatriewoche. Für Leib und Seele
war wieder gut gesorgt. Die Einrichtung ist ein modernes
Wohnheim für psychisch erkrankte Menschen in der Trä-
gerschaft des Frankfurter Vereins für soziale Heimstätten
e. V. Rund 55 Menschen wohnen und leben im Haupthaus
und in sieben Außenwohngruppen.

Psychiatrie in Bewegung

Psychisch kranke Menschen und interessierte Bürgerinnen
und Bürger hatten in der Frankfurter Psychiatriewoche
Gelegenheit, am Aktionsnachmittag der Tagesstätte Süd
der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e. V.
teilzunehmen. Das Motto der Veranstaltung war Pro-
gramm: »Psychiatrie in Bewegung«. Zum einen konnten
sich die Besucherinnen und Besucher einfach nur über die
Tagesstätte zu informieren. Zum anderen konnten sie
einen Ausschnitt des Therapieangebotes dieser Einrich-
tungen kennenlernen. So konnten die Besucher selbst
musizieren, Limonade herstellen und Bewegungsspiele
ausprobieren. Parallel dazu bewegten sich viele an den
aufgebauten Sportspielstationen. So wurde anschaulich,
dass körperliche oder musikalische Aktivität so gestaltet
werden kann, dass auch vermeintlich unsportliche oder
unmusikalische Menschen hier mitmachen können. Die
Resonanz war durchweg positiv und hat den Teilnehmen-
den einen spannenden und entspannten Nachmittag mit
»Psychiatrie in Bewegung« beschert.

aus der Frankfurter Psychiatriewoche 2013

Bewegung selbst im Sitzen war angesagt beim Besuchstag
der Tagessätte Süd der Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt
am Main e. V.

Mit alkoholfreien Cocktails begrüßte das Meta-Quarck-Haus
in Rödelheim die Gäste der Abschlussveranstaltung der 25.
Frankfurter Psychiatriewoche.

Aber bitte mit Sahne! Viele der Gäste ließen sich 
an der Kuchentheke bedienen.



Treffpunkte 4/13

Forum

22

Am 1. Mai 2012 brechen Thomas und ich zu einem Aus-
flug in den Taunus auf. Die Fahrt geht durch das Obere
Weiltal vorbei an Dörfern und in Heinzenberg vorbei an
einem Gladiolen-Feld. Von hier hat Thomas mir mehr-
mals Gladiolen in die Klinik gebracht. Gladiolen hat Tho-
mas gestern auch auf meinem Stück Land im Interkultu-
rellen Garten gepflanzt.

Da schließt sich nun der Kreis: In einer psychiatrischen
Klinik im Taunus nahm alles seinen Anfang. Dort hatte
mich meine Ärztin eingewiesen. Heute denke ich noch an
die Seelenqualen, die ich ausgestanden habe, als mich
Thomas mit dem Auto in die Klinik gefahren hat. Die Vor-
stellung, in einer »Klapse« zu sein, war für mich uner-
träglich. Die Fahrt ist noch heute in meiner Erinnerung
lebendig. Zu diesem Zeitpunkt stand ich bereits unter
Tabletteneinfluss und rutschte im Auto auf dem Sitz hin
und her. Auch die Tür wollte ich öffnen und aus dem
Auto springen. Das wusste Thomas aber zu verhindern,
indem er die Kindersicherung betätigte. Im Eingangsbe-
reich zur Aufnahme bin ich wie eine »Durchgeknallte«
hin und her gelaufen, habe laut und aufgeregt geschrien:
»Ich will da nicht rein …«

Die ersten Tage auf der Station waren besonders anstren-
gend. Die Mitpatienten nahmen mich als Neue ins Visier
und ich musste mich in den Klinikalltag einleben. Es war
nicht daran zu denken, dass ich mich auf die Therapien
einlasse. Durch Tabletten wurde ich ruhiggestellt. Die
Anwesenheit teils schwer erkrankter Patienten, die ich
den ganzen Tag ertragen musste, war meiner Genesung
nicht förderlich. Es machte mir auch Angst, die Schreie
und die Unruhe anderer Patienten zu ertragen. Meine
Gedanken kreisten um Suizid – und dies schon in den ers-
ten Tagen meines Klinikaufenthalts. Auch habe ich eine
suizidale Zimmernachbarin erlebt: In der Nacht hat sie
versucht, sich die Pulsadern an Hals und Händen mit
einer Nagelschere aufzuritzen. Ich habe davon nichts mit-

bekommen. Erst als ich wach wurde, habe ich die Pfleger
in Aufregung erlebt und erfahren, was passiert war.

In der Backstein-Klinik – ich nenne sie so, weil sie aus
dem 19. Jahrhundert stammt – war ich vom 3. September
bis zum 7. November 2008. Obligatorische zwölf Wochen,
die meine Kassenkasse übernommen hat. Im Anschluss
geplant: der berufliche Wiedereinstieg. Alles kam anders:
Der erste Arbeitstag fand erst am 2. Mai 2012 statt. Einige
Tage davor erzähle ich meiner Therapeutin: »Ich weiß,
was ich künftig arbeiten werde. Von den einzelnen
Arbeitsabläufen habe ich noch keine Ahnung. Es wird
schon alles seinen Lauf nehmen. Eine gewisse Aufregung
ist doch selbstverständlich. Schließlich bin ich seit
August 2008 nicht mehr beruflich tätig gewesen.«

Entspannt habe ich heute in einem Eiscafé im Taunus
meinen Apfelstrudel mit Eis und Sahne genossen. Ein
gutes Gefühl. Einen Tag vor dem Beginn des neuen
Lebensabschnitts, dem Schritt zurück in die Arbeitswelt.
So wie meine Setzlinge auf unserer Loggia wachsen, und
sich in die Sonne drehen, werde ich hoffentlich auch wie-
der in die Arbeitswelt hineinwachsen.

Ich wurde öfters gefragt, wie es sich anfühlt, in einer psy-
chiatrischen Klinik, in der Psychiatrie, zu sein. Wenn ich
an eine Klinik denke, deren Namen ich hier nicht nennen
möchte, machen sich bei mir schlechte Gefühle breit.
Gleiches kann ich über einen Arzt berichten. Jeder Betrof-
fene macht so seine eigenen Erfahrungen mit psychiatri-
schen Einrichtungen und dem Personal.

Den Themenkreis Psychiatrie habe ich mittels Büchern,
Zeitungsartikeln, Ratgeber-Literatur, Internet-Recherche

Jeder macht seine eigenen Erfahrungen

Wer Träume leben will, muss Ängste bekämpfen

Das neue Buch einer psychiatrieerfahrenen Frau beschreibt den Weg durch
ihre Krankheit

Von Martina E. Büchel

Wie sich ein psychisch kranker Mensch in »der Psychiatrie« fühlt, erzählt
die Autorin in einem Buch, das in diesen Tagen in Frankfurt am Main
erscheint. Die nachfolgenden Auszüge beschreiben, wie es zu einer Ein-
weisung kam und was sie danach erlebte.



und schließlich durch Therapiestunden aufzuarbeiten
begonnen. Auch die vielen Gespräche, die ich mit mei-
nem Partner Thomas geführt habe, haben mir weiter-
geholfen. Dabei ist es jedoch nicht selbstverständ-
lich, dass man sich als Betroffener vom Partner ver-
standen und bei ihm aufgehoben fühlt. Bei mir ist es
so gewesen. Da ich selbst eine Psychiatrie-Erfahrene bin
– das habe ich den meisten Ärzten, Therapeuten, Sozialar-
beitern und Pflegern voraus – kann ich mir ein Bild vom
Leben in psychiatrischen Einrichtungen machen. Ich lege
aber auch Wert auf die Feststellung, dass dies meine sub-
jektive Sicht der Dinge ist. In vielen Ratgeber-Büchern
und Erfahrungsberichten werden Psychiatrien beschrie-
ben. So habe ich u. a. auch den Klassiker »Ich habe dir nie
einen Rosengarten versprochen« gelesen. Unter dem
Pseudonym Hannah Green schildert die Autorin in die-
sem ermutigenden autobiografischen Roman den mühsa-
men Kampf von Deborah Blau um ihre Heilung. Sie
schöpft dabei aus eigenen Erfahrungen in einer psychi-
atrischen Klinik. In diesem Roman habe ich viele
Beschreibungen und Gefühle gefunden, mit denen ich
mich identifizieren kann.

Im Zusammenhang mit Akutstationen kann ich folgen-
des Erlebnis berichten. Ort: »Geschlossene« in der Back-
stein-Klinik. Ich habe Ausgang und die Tür wird aufge-
schlossen. In Begleitung meiner Zimmernachbarin aus
Eritrea gehe ich in die Parkanlage der Klinik. Kaum sind
wir ein paar Meter von der Tür entfernt, sehen wir, wie
an dem anderen Ausgang der Station 4 die Tür gewalt-
sam und lautstark aufgebrochen wird. Heraus stürzt ein
aufgebrachter männlicher Patient mit einem Schrauben-
zieher oder Ähnlichem in der Hand. Wir stehen fassungs-
los da und schauen dem Schauspiel zu. Der Flüchtling
rennt an uns vorbei … Ich bin mir wie eine Statistin in
einem Film vorgekommen.

Auf einer offenen Station waren auch Borderline-Patien-
ten untergebracht. Es stimmte mich traurig zu sehen, wie
die Arme einiger Patienten vom einen auf den anderen
Tag aufgeritzt waren. Beobachtet habe ich das während
der Essenszeiten. In einer Klinik wurde das Essen für die
Patienten lieblos aus großen Schüsseln auf kleinere ver-
teilt und auf den Tisch gestellt. Oft genug war es fast kalt,
als wir zum Essen kamen, und auch die Qualität ließ sehr
zu wünschen übrig.

Die Gebäude der Psychiatrien, in denen ich als Patientin
behandelt wurde, stammen alle aus der Gründerzeit und
sind im Stil dieser Zeit gebaut. Ich habe sie als düster und
überaltert empfunden. So sind beispielsweise die sanitä-
ren Verhältnisse katastrophal. Und es gibt kaum Rück-

Szenen wie im Kino
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zugsmöglichkeiten, obwohl psychisch erkrankte Patien-
ten Privatheit nötig haben. Die Aufnahme eines der Zim-
mer, in denen ich gewohnt habe, spricht Bände.

Auch ich habe mich oft in mein Bett zurückgezogen, in
der Hoffnung, dass die Pfleger mich dabei nicht erwi-
schen. Das war tagsüber nämlich nicht erlaubt. Wie ein
Tiger im Käfig bin ich an manchen Tagen auf den Gän-
gen der Klinik herumgelaufen. Lange Zeit verbrachte ich
hinter verschlossenen Türen, war eingesperrt, wurde
gemaßregelt und stand in Abhängigkeit vom Pflegeper-
sonal. Für jeden Ausgang benötigte ich eine Erlaubnis.
Wie soll sich der Erkrankte in Abhängigkeit geborgen
und aufgehoben fühlen?

Stoff zum Nachdenken
Das Buch »Ich mach auch mein Ding« berich-
tet über den Weg aus einer schweren psy-
chischen Erkrankung zurück ins Leben – und
ist doch mehr als ein persönlicher Erlebnisbe-
richt. Die Autorin erzählt auch davon, dass
sich verloren geglaubte Lebensfreude allem
Unglück zum Trotz wiederfinden lässt. Allen,
die sich für das Thema Depression interessie-
ren, möchte dieses Buch Informationen
geben: Über die Wurzeln der Depression und
über ihren Zusammenhang mit der heutigen
Arbeitswelt; über herkömmliche und alterna-
tive Methoden der Psychiatrie; über die
Bedeutung von Glauben und Kreativität für
die Heilung. Als »Leselotse« enthält es darü-
ber hinaus zahlreiche Anregungen für weite-
re Lektüre. Allen Betroffenen und Angehöri-
gen möchte das Buch Stoff zum Nachdenken
geben – und Ermutigung; denn Leben heißt
auch, das eigene Ding zu verwirklichen.

Martina E. Büchel: 
Ich mach auch mein Ding. Wer Träume leben will,
muss Ängste bekämpfen. 
Verlag BR EDITION, Frankfurt am Main 2013. 
11,70 Euro.

➝
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Ähnlich fühlte ich mich bei der Vergabe der Medikamen-
te, die täglich drei- bis viermal stattfand. Oft hat es mich
sehr große Überwindung gekostet anzustehen, um meine
Medikamente zu bekommen. Selten genug gab es Aufklä-
rung über die verordneten Medikamente und ihre Dosie-
rung. Die regelmäßige Einnahme war Pflicht und wurde
streng kontrolliert. Für alles gibt es einen Katalog, nach
dem die Behandlung abgerechnet werden kann. Thera-
piegespräche mit den Ärzten und Psychologen haben nur
in einem geringen Umfang stattgefunden. Ich erinnere
mich, dass ich phasenweise die therapeutischen Maß-
nahmen gar nicht bei klarem Verstand absolviert habe.
Die beruhigende, allgemein dämpfende Wirkung eines
Arzneimittels nennt man sedierende Wirkung. Die Folge:
Der Patient ist müde, initiativlos und fühlt sich wie
»unter einer Glasglocke« still gestellt.

Die Krankenhausatmosphäre, wie ich sie den Psychia-
trien vorgefunden habe, lässt sich sicherlich nicht so
ohne weiteres ändern. Die Behandlung von seelisch
Erkrankten ist wegen der Obhuts- und Sorgfaltspflicht
wahrscheinlich auch nur schwer reformierbar. Doch diese

Die Verhältnisse 
gehören auf den Prüfstand

Zustände gehören auf den Prüfstand, da ist auch die
Gesundheitspolitik gefordert.

In Greens Buch wird anschaulich das Verhältnis der schi-
zophrenen Patientin Deborah zu anderen Betroffenen,
den Pflegern und Ärzten beschrieben. An einer zentralen
Stelle sagt die Ärztin zu ihr: »Ich habe dir keinen Rosen-
garten versprochen.« Will heißen: Deborah, du hast noch
einen langen, qualvollen Weg vor dir. Dies ist auch Debo-
rahs zentrale Erkenntnis: Auch von einer Geisteskrank-
heit kann man genesen, aber der Weg dahin kann sehr
lang sein.

Auch ich musste einen langen und schweren Weg
zurücklegen und mir die Lebensfreude wieder zurücker-
obern. Lange Zeit konnte ich beim Spazierengehen über
das Klinikgelände die Schönheit der Natur nicht in mich
aufnehmen. Der Zugang zur Natur, den Menschen und zu
Örtlichkeiten – alles musste ich mir mühsam wieder erar-
beiten. In den Kliniken täglich die Morgenrunde: Oft
habe ich Empfindungen zusammengedichtet, die ich
nicht wirklich hatte. Schließlich konnte ich nicht immer
über meine Stagnation, mein Auf-der-Stelle-Treten
berichten. Die Ärzte, Therapeuten und Pfleger konnten
lange Zeit keine Fortschritte erkennen. Nie hätte ich
gedacht, dass stationäre Aufenthalte so lange Zeit zu mei-
nem Leben gehören würden.

Menschen mit einer Depression fühlen sich im Alltag immer wie kurz vor einem Absturz. Hilfe kann von
Partnern und Freunden ebenso kommen wie von Beratungsstellen und Experten.
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Während der Zeit in den verschiedenen psychiatrischen
Kliniken habe ich viele Menschen mit unterschiedlichen
Lebensläufen kennengelernt. Dazu gehört auch das
Schicksal einer Frau meines Alters, die aus Eritrea nach
Deutschland kam und hier zunächst Asyl und dann eine
neue Heimat fand. Sie war in psychiatrischer Behand-
lung, weil sie u. a. von Ohnmachtsanfällen und Schüttel -
attacken geplagt war. Ihr Körper übernahm, was ihre Psy-
che nicht allein bewältigen konnte. Als sie sich mir
gegenüber geöffnet hatte, vertraute sie mir in gebroche-
nem Deutsch an, dass sie als Kindersoldatin in Äthiopien
gekämpft habe. Unvorstellbar, welch ein Bündel Leid die-
se Frau mit sich herumgetragen hat. Ich habe nach unse-
rem Klinikaufenthalt noch eine Zeit lang mit ihr in Kon-
takt gestanden; und bin auch einmal bei ihr zuhause
gewesen. Den Kontakt zu mir hat sie aber bald danach
abgebrochen. Schade – vielleicht hat sie es nicht ertragen,
dass ich über die dunklen Seiten aus ihrer Vergangenheit
Bescheid wusste.

Zum Schluss meiner persönlichen Einschätzungen der
psychiatrisch-medizinischen Kliniken soll nicht uner-
wähnt bleiben, dass es auch viele Betroffene ohne den
Gang in die Psychiatrie, ohne einen stationären Aufent-
halt schaffen, mit der seelischen Erkrankung leben zu ler-
nen. Sie haben ihre eigenen Inseln gefunden, auf denen
sie sich regenerieren können.

Oftmals können ambulante Angebote wie die Tagesstät-
ten psychosozialer Vereine solche Inseln sein und es den
Menschen ermöglichen, im Jetzt aufgehoben zu leben.
Auch Betreutes Wohnen und Wohngemeinschaften bie-
ten Modelle der akuten psychiatrischen Behandlung zu
Hause an. Es sei auch angemerkt, dass es Kritiker des
Betreuten Wohnens und Arbeitens gibt, die das Argu-
ment vorbringen, dass dadurch keine Selbständigkeit
erlernt werden kann. Aber oftmals ist dies wenigstens
ein Anfang, um als seelisch kranker Mensch mit Unter-
stützung in der Gesellschaft zu leben.

Was man tun kann

Auch Sozialpsychiatrische Dienste bieten Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für Betroffene und ihre Angehörigen
an. Rat finden Erwachsene, die an einer psychischen
Erkrankung leiden und mit sich und ihrer Umgebung
nicht mehr zurechtkommen, aber auch Menschen, die
nach einer Entlassung aus einer psychiatrischen Klinik
Unterstützung benötigen, und schließlich Angehörige,
Freunde und Bezugspersonen, die Beratung für den
Umgang mit psychisch leidenden Menschen wünschen.
Die Beratung und Betreuung ist kostenlos und unterliegt
der Schweigepflicht; die Betroffenen können persönlich
vorsprechen oder einen Hausbesuch vereinbaren.

Vielleicht wäre es auch gut für mich gewesen, hätte ich
am Beginn meiner Erkrankung den Weg in eine psycho-
soziale Kontakt- und Beratungsstelle gefunden. Durch die
ambulante Betreuung durch geschultes Personal und ent-
sprechender Medikation wäre mir vielleicht der Weg
durch lange und furchtbare Klinikaufenthalte erspart
geblieben. Vielleicht ist die Erkrankung aber zu diesem
Zeitpunkt schon zu weit fortgeschritten gewesen …

Die Tatsache, dass der Kassenpatient in der Regel nur
begrenzte Möglichkeiten hat, selbst die Klinik für seinen
Klinikaufenthalt auszuwählen, erschwert es, alternative
Wege zu gehen. Ich möchte aber dazu ermutigen, sich
nach Alternativen umzuschauen und in Abstimmung mit
dem behandelnden Arzt dafür zu kämpfen, dass man in
einer geeigneten psychiatrischen Einrichtung unterge-
bracht wird.

Martina E. Büchel  hat nach einer kaufmännischen Ausbildung und anschließender Berufspra-
xis das Studium der Anglistik, Amerikanistik und Theater-, Film- und Fernsehwissenschaft absol-
viert. Danach war sie zunächst im Bereich Kinder- und Jugendfilmarbeit tätig. Seit 2001 arbeitet

sie in der Medienbranche und ist als Psychiatrie-Erfahrene seit Ende 2012 in ihrer Sache enga-
giert unterwegs. Martina E. Büchel lebt in der Nähe von Frankfurt am Main.



Aus für Schwanheim
befürchtet
Das Gesundheitszentrum
Schwanheim soll zum Jah-
resende 2013 geschlossen
werden. Als Einrichtung des
Gesundheitsamts der Stadt
Frankfurt am Main verei-
nigte die Einrichtung zahl-
reiche Funktionen kommu-
naler Gesundheitsförderung
und Prävention. Das
Gesundheitsamt begründet
die Schließung mit der
angespannten Finanzlage
der Stadt. Das Gesundheits-
zentrum Schwanheim lasse
sich als reines Modellprojekt
der Stadt Frankfurt am Main
ohne gesicherte Finanzie-
rung nicht mehr »darstel-
len«, wie es im Amtsdeutsch
der Stadtverwaltung heißt.
Außerdem verfüge kein
weiterer Stadtteil über eine
ähnliche Einrichtung, so die
behördliche Logik. Die Nut-
zer und Mieter der Räume
im Gesundheitszentrum
haben beschlossen, sich
gemeinsam für den Erhalt
des Gesundheitszentrums
einzusetzen. In den nächs-
ten Wochen liegen Unter-
schriftenlisten in den
Geschäften, Praxen, Kinder-
gärten und anderen Einrich-
tungen aus. Das Gesund-
heitszentrum Schwanheim
gibt es seit 16 Jahren. Hier
treffen sich Selbsthilfegrup-
pen, Kurse zur Stressbewäl-
tigung und Entspannung
für Erwachsene und Kinder
werden angeboten und es
finden Vorträge rund um
das Thema Gesundheit und
Prävention statt. Die Räume
werden auch von Kindergär-
ten, Krabbelgruppen und
Hebammen genutzt. Der
Heimat und Geschichtsver-

ein bietet an Sonntagen Kaf-
fee und Kuchen an.
www.selbsthilfe-
frankfurt.net/schwanheim

Wieder Trialog in
Frankfurt am Main

Der Frankfurter Verein für
soziale Heimstätten und die
Klinik Bamberger Hof haben
einen neuen Trailog-Ver-
such gestartet. Die Veran-
staltungen sollen einen
Raum für offenen Dialog
zum Thema »Psychose« bie-
ten und wenden sich an
Betroffene, Angehörige und
professionelle Experten. Die
Psychoseseminare sind kei-
ne Lehrveranstaltungen im
üblichen Sinn, keine Selbst-
erfahrung, keine Psychoedu-
kation; sie sollen vielmehr
eine Möglichkeit zum offe-
nen Gespräch und für offe-
ne Fragen bieten. Das Ziel:
Die Teilnehmenden lernen
voneinander. Der nächste
Termin der »Trialog Psycho-
seseminare« ist am 19.
November 2013 von 18.30 bis
20.30 Uhr im Café Zeitraum
(Homburger Straße 36,
60486 Frankfurt am Main).
www.vitos-hochtaunus.de

Tagesstätte in Rödel-
heim wird erweitert
Der Landeswohlfahrtsver-
band Hessen hat der Schaf-
fung von 14 neuen Plätzen
in der Tagesstätte des Inter-
nationalen Familienzen-
trums im Bahnweg in
Frankfurt am Main-Rödel-
heim zugestimmt. Die
Tagesstätte mit bisher 36

Plätzen verzeichne seit eini-
ger Zeit eine erhebliche
Überbelegung, was eine ver-
nünftige Betreuung
erschwere. Dies sei insbe-
sondere bedenklich vor dem
Hintergrund, dass das Inter-
nationale Familienzentrum
die übergreifende Pflicht-
versorgung für Menschen
mit Migrationshintergrund
in Frankfurt am Main leiste,
so der Landeswohlfahrtsver-
band Hessen. Eine bauliche
Erweiterung der Tagesstätte
ist nicht nötig, weil beim
Umzug nach Rödelheim vor
zwei Jahren bereits ein flexi-
bles Raumkonzept umge-
setzt wurde. Tagesstätten
verstehen sich als Anlauf-
stellen für seelisch behin-
derte Menschen, die eine
verbindliche Tagesstruktur
benötigen. In der Tagesstät-
te werden zum Beispiel
gemeinsam die Mahlzeiten
von den Klientinnen und
Klienten zubereitet. Es gibt
Gesprächs- und Entspan-
nungsangebote oder Trai-
nings für Gedächtnis und
Konzentration sowie
gemeinsam Freizeitaktivitä-
ten.
www.ifz-ev.de

Kontakt- und Bera-
tungsstellen werden 
weiter gefördert
Der Landeswohlfahrtsver-
band Hessen fördert auch in
diesem Jahre 70 Psychoso-
ziale Kontakt- und Bera-
tungsstellen in Hessen mit
rund 2,56 Millionen Euro.
Bemessungsgrundlage für
die jeweilige Förderung ist
die Einwohnerzahl im Ein-
zugsgebiet der Beratungs-
stelle. Die Fördersumme
deckt rund 30 Prozent der
Kosten. Psychosoziale Kon-
takt- und Beratungsstellen
verstehen sich als niedrig-
schwelliges Angebot der
gemeindepsychiatrischen

Versorgung. Sie stehen
sowohl Menschen mit einer
seelischen Behinderung als
auch deren Angehörigen
offen. Die Beratungsstellen
bieten Gelegenheit zu
Gesprächen untereinander
und mit den Fachkräften.
Den betroffenen Menschen
werden weiterführende Hil-
festellungen vermittelt oder
sie werden nach der Entlas-
sung aus einer stationären
Behandlung unterstützt. Die
Psychosozialen Kontakt-
und Beratungsstellen sind
auch Begegnungsstätten,
die es ermöglichen, den Tag
gemeinsam zu planen und
zu gestalten. Die Beratungs-
stellen sind in der Regel Teil
Psychosozialer Zentren,
einem Verbundsystem aus
Tagesstätten, Betreutem
Wohnen und Werkstattan-
geboten.
www.lwv-hessen.de

Arbeit ist die beste
Therapie
Wenn alkoholkranke Men-
schen nach der Entwöhnung
wieder einer geregelten
Arbeit nachgehen, haben sie
größte Chancen, trocken zu
bleiben. Eine Erwerbstätig-
keit kann zwar ungewohn-
ten Stress bedeuten, ist
jedoch für trockene Alkoho-
liker das Therapeutikum
erster Wahl. Das behaupten
aufgrund von Studien Dr.
Oliver Scheibenbogen und
seine Kollegen in einem Bei-
trag der Fachzeitschrift
»Rausch«. Bleiben Sucht-
kranke nach der Entwöh-
nungsbehandlung arbeits-
los, sind sie stark rückfallge-
fährdet. Berufstätigkeit die-
ne nicht nur der Einkom-
menssicherung, sie weise
auch weitere wichtige Fak-
toren auf, wie etwa sozialer
Status, Strukturierung des
Alltags und Förderung
sozialer Interaktionen.

Notizen
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Kaum ein anderes gesell-
schaftliches Angebot wie
die Arbeit sei in der Lage, so
die Autoren, diese psy-
chischen Funktionen
gesammelt zu ersetzen. Des-
halb bieten auch die Wis-
senschaftler im Anton
Procksch Institut in Wien
einen sechswöchigen Kurs
zur beruflichen Integration
für trockene Alkoholkranke
an. Während der Kursmaß-
nahme komme es zu

wesentlich günstigeren
Kontrollüberzeugungen und
Kompetenzzuschreibungen,
sodass in Zukunft mit einer
besseren Handlungsfähig-
keit und einem günstigeren
Attributionsstil zu rechnen
sei. Die Ergebnisse werten
die Therapeuten überwie-
gend positiv, auch wenn
ihnen Enttäuschungen nicht
erspart bleiben..
www.zeitschrift-rausch.de

Leiharbeiter in ost-
deutscher Psychiatrie 
wehren sich
In drei Jahrhunderten wur-
de die einstige »Landes -
irrenanstalt« in Teupitz
(Dahme-Spreewald) in staat-
licher Regie geführt. Im Jah-
re 2005 wurde die Psychi-
atrische Fachklinik privati-
siert und seit 2006 nutzt der
Krankenhauskonzern Askle-
pios bei Neueinstellungen
einen Trick. Fachkräfte wur-

den seitdem nicht mehr
direkt eingestellt, sondern
von konzerneigenen Leihar-
beitsfirmen angeworben
und dann dauerhaft an die
Klinik abgeordnet, berichtet
die Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di. Von rund 330
Mitarbeitern der Stammbe-
legschaft seien etwa 115
Leiharbeiter. Noch schlim-
mer sei es in Lübben, wo
Asklepios ebenfalls eine pri-
vatisierte psychiatrische Kli-

Treffpunkte 4/13 27

Informationen

Woody Allen
amerikanischer Regisseur 
und Schriftsteller (geb. 1935)

»Ich gebe meinem 
Psychiater noch ein
Jahr, dann fahre ich
nach Lourdes«



nik betreibt. Dort seien von
250 Beschäftigten 150 Leih-
arbeiter.
http://cottbus.verdi.de

»Der Nächste, bitte!«
Die neue Patientenbroschü-
re »Der Nächste, bitte!«
informiert über Erkrankun-
gen aller Art – und zwar in
verständlichem Deutsch.
Der Leitfaden ist von Medi-
zinstudenten verfasst und
richtet sich an Patienten, die
wissen wollen, »was sie
wirklich haben«. Die Bro-
schüre gibt zudem hilfreiche
Tipps rund um den Besuch
beim Arzt. Der Leitfaden
enthält darüber hinaus
Links zu geprüften Gesund-
heitsinformationen im
Internet, erklärt häufig ver-
wendete Fachbegriffe,
Laborwerte und Facharztbe-
zeichnungen und gibt Auf-
schluss über die Inhalte
eines Überweisungsscheins.
Die Broschüre kostet in
gedruckter Form 6,90 Euro,
als Download 4,90 Euro. Die
Veröffentlichung ist Teil des
Projekts »Was hab´ ich?«, bei
dem Medizinstudenten im
Internet die Befunde von
Arzt und Krankenhaus kos-
tenlos in eine für Patienten
leicht verständliche Sprache
übersetzen.
https://washabich.de

Stigmatisierung psy-
chisch kranker Menschen
weit verbreitet
Die Bundespsychotherapeu-
tenkammer hat Arbeitneh-
mer davor gewarnt, Arbeit-
geber vorschnell über eine
psychische Erkrankung zu
informieren. In vielen
Betrieben habe ein Arbeit-
nehmer, der seinen Vorge-
setzten oder Kollegen über
eine Depression oder Sucht-
erkrankung berichtet, noch
mit erheblichen Nachteilen
zu rechnen, kritisierte der
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Mit rund 100.000 Euro unterstützt der Landeswohlfahrtsverband Hessen die
Sanierung und Modernisierung des Tagungshotels Hoffmanns Höfe. Damit
werden der Einrichtung im Frankfurter Stadtteil Niederrad langfristig zwei
zusätzliche Arbeitsplätze für behinderte Menschen geschaffen. 

Das Tagungshotel Hoffmanns Höfe, in dem auch Büroräume vermietet werden,
ist seit Mai 2009 als Integrationsunternehmen anerkannt. Von den zwölf der-
zeit dort sozialversicherungspflichtig beschäftigten Mitarbeitern sind acht
Menschen mit einer Schwerbehinderung. Das Hotelgebäude, das der Träger in
Teilen bereits mit Eigenmitteln umgebaut hat, hat noch weiteren Modernisie-
rungsbedarf; so haben nicht alle Zimmer ein eigenes Bad. Zudem müssen aktu-
ell erforderliche Brandschutzbestimmungen umgesetzt werden. Bei den Bauar-
beiten soll eine weitgehende Barrierefreiheit für Mitarbeitende, Mieter und
Gäste erreicht werden. 

www.hoffmanns-hoefe.de



tigten auch aktuelle Frage-
stellungen zum Verhältnis
von Patientenverfügung
und Organspende-Erklä-
rung. Sie könnten Patient
und Arzt eine Hilfestellung
bei der Bewältigung der
komplexen Fragen im
Zusammenhang mit dem
Lebensende und dem
Wunsch nach einem men-
schenwürdigen Sterben
geben. Die Bekanntma-
chung zu den Empfehlun-
gen ist auf der Website der
Bundesärztekammer veröf-
fentlicht und kann kosten-
los heruntergeladen wer-
den.
www.bundesaerztekammer.de

Patienten haben Recht
auf Akteneinsicht
Arbeitgeber sind nach § 5
Arbeitsschutzgesetz ver-
pflichtet, im Betrieb eine
Gefährdungsbeurteilung
durchzuführen. Hierzu
gehört auch die Untersu-
chung der psychischen
Belastungen von Arbeitneh-
mern. Wie diese Bestim-
mung umgesetzt werden
kann, erläutern neue Hand-
lungsanleitungen des Insti-
tuts für Arbeit und Gesund-
heit der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung
und die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin. Das Institut für
Arbeit und Gesundheit hat
zudem einen Report zur
»Gefährdungsbeurteilung
psychischer Belastungen«
erstellt, der kostenlos im
Internet abgerufen werden
kann. Empfohlen wird hie-
rin beispielsweise, die Beur-
teilung in bereits vorhande-
ne Strukturen einzubinden.
Zudem sei es zur Identifizie-
rung relevanter Handlungs-
felder wichtig, die Beschäf-
tigten zu beteiligen und die-
se regelmäßig über den
aktuellen Stand zu infor-
mieren. Führungskräfte soll-

Präsident der Organisation
Rainer Richter. Bis heute sei
es so gut wie ausgeschlos-
sen, mit einer psychischen
Erkrankung Karriere zu
machen. Die Einstellung
gegenüber Menschen mit
Depression, Schizophrenie
oder Alkoholabhängigkeit
habe sich in den letzten 20
Jahren nicht verbessert,
stellt auch die Deutsche
Gesellschaft für Psychiatrie,
Psychotherapie und Nerven-
heilkunde fest. Immer noch
reagierten viele Menschen
mit Angst und Zurückwei-
sung, wenn sie mit psy-
chischen Erkrankungen
konfrontiert würden. Fast
die Hälfte der Bevölkerung
würde einen Menschen, der
an Schizophrenie leidet,
nicht ihren Freunden vor-
stellen. Die Angst vor
Zurückweisung und Aus-
grenzung sei für Menschen
mit psychischen Erkrankun-
gen auch heute noch oft
eine enorme Belastung. Sie
könne sich auch negativ auf
den Krankheitsverlauf aus-
wirken.
www.bptk.de
www.dgppn.de

Neue Vorsorgevoll-
macht und Patienten -
verfügung
Die Bundesärztekammer hat
eine neue Vorsorgevoll-
macht und Patientenverfü-
gung vorgestellt. Damit sol-
le dem offenkundigen
Bedarf sowohl vonseiten der
betroffenen Patient als auch
vonseiten der Ärzteschaft an
einer praktischen Hilfestel-
lung und weitergehenden
Konkretisierung für die ärzt-
liche Praxis Rechnung getra-
gen werden, so die Organi-
sation. Die Empfehlungen
sollten den Beteiligten eine
Orientierung im Umgang
mit vorsorglichen Willens-
bekundungen geben. Die
Empfehlungen berücksich-

ten Verantwortung über-
nehmen, zuvor jedoch aus-
reichend qualifiziert wer-
den. Die gewonnenen Daten
müssten von externen
Unternehmen ausgewertet
werden und schließlich
auch in entsprechend umzu-
setzende Maßnahmen mün-
den. Zudem bietet die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin auf
ihrer Webseite mit einer
»Toolbox zur Erfassung psy-
chischer Belastungen« ein
weiteres Instrument zur
Früherkennung von seeli-
schen Störungen an.
www.dguv.de
www.baua.de

Caritas Offenbach
baut Formular-Ausfüllhilfe
aus

Der Caritasverband in
Offenbach baut mit Freiwil-
ligen und Praktikanten in
drei katholischen Gemein-
den ein Beratungsangebot
auf, das Menschen beim
Ausfüllen aller Art von
Anträgen helfen soll. Um
beispielsweise einen Erstan-
trag auf Hartz IV zu stellen,
müssen allein fünfzehn Sei-
ten dicht bedrucktes Papier
durchgearbeitet werden,
dazu kommt dann noch ein
Antrag auf Wohnhilfe mit
zehn Seiten. Viele Menschen
wären mit diesen behördli-
chen Anträgen überfordert,
heißt es bei der Caritas.
Zwar gibt es von schon seit
drei Jahren eine Anlaufstel-
le des Caritasverbandes
Offenbach. Um das Angebot
weiter auszubauen und
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dezentral zu gestalten, gibt
es nun die Formular-Aus-
füllhilfe auch in den drei
katholischen Kirchenge-
meinden St. Hildegard in
Bieber-Waldhof, St. Pankra-
tius in Bürgel und St. Paul in
der Innenstadt. Willkom-
men seien alle Hilfebedürf-
tigen, egal welcher Religion
sie angehören. Die Kirchen-
gemeinden sind derzeit
dabei, einen Stamm an
Ehrenamtlichen aufzubau-
en. Die Formular-Ausfüllhil-
fe ist ein Projekt, mit dem
die Zusammenarbeit von
Fachdiensten auf der einen
und Gemeindearbeit auf der
anderen Seite gestärkt wer-
den soll. Die Gemeinden
verweisen dabei auf die
Angebote im Caritashaus
wie die Allgemeine Lebens-
und Sozial-, die Schwange-
ren- oder Migrationsbera-
tung.
www.caritas-offenbach.de

Korrektur: 
Leben lernen
In Heft 3/2013 der »Treff-
punkte« wurde ein neues
Projekt der Frankfurter
Werkgemeinschaft für junge
Erwachsene mit psychischer
Erkrankung vorgestellt. Die
»jungen Wilden« stellen für
die Gemeindepsychiatrie
eine zunehmende Heraus-
forderung dar. Dabei han-
delt es sich meist um junge
Menschen mit einer psy-
chischen Erkrankung, die oft
große Probleme mit verbild-
lichen Absprachen haben.
Die Frankfurter Werkge-
meinschaft startete kürzlich
für diese Personengruppe
ein neues Angebot für Woh-
nen und Beratung. Der Arti-
kel in den letzten »Treff-
punkten« stammt jedoch
nicht von Torsten Neuba-
cher, sondern von Petra Fet-
tel und Klaus Dieter Joisten.
Die Redaktion bittet für die-
ses Versehen um Entschuldi-
gung.
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Der Jahresbezugspreis für ein
Einzelabonnement der »Treff-
punkte« beträgt 19,- Euro ein-
schließlich Versandkosten.

Wer die Zeitschrift besonders
unterstützen möchte, kann
sich zu einem Förderabonne-
ment entschließen: 
Ab 30,- Euro im Jahr wird
dafür jede Ausgabe ins Haus
geliefert. Die Ausgaben sind
einzeln zum Heftpreis von 5,-
Euro erhältlich.

Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie
Frankfurt am Main e. V., 
Holbeinstraße 25-27
60596 Frankfurt am Main

Telefon 069 96201869
Fax 069 627705
gst@bsf-frankfurt.de
www.bsf-frankfurt.de

In der Frankfurter Psychiatrie-
woche stellen Dienste und Ein-
richtungen der Psychiatrie im
Rhein-Main-Gebiet jedes Jahr
im September ihre Angebote
vor und informieren über ihre
Arbeit unter der Frage: »Was
machen die da eigentlich?« Ein
roter Faden bei den Vorträgen,
Diskussionen und Besichtigun-
gen in der 24. Veranstaltungs-
reihe im letzten Jahr war die
Frage, wie die gemeindenahe
Psychiatrie noch stärker mit
anderen Akteuren zusammen-
wirken kann, um betroffenen
Menschen wirksam und indivi-
duell zu helfen.

24. Frankfurter 
Psychiatriewoche: 
»Was machen die da 
eigentlich?«

Treffpunkte 4/2012

Vom Einfachen, das schwer zu
machen ist, nimmt sich diese
Ausgabe in ihrem Schwerunkt-
teil an. Beleuchtet werden die
Möglichkeiten und Grenzen der
Integrierten Versorgung speziell
in der Sozialpsychiatrie. Vorge-
stellt werden die Berliner Erfah-
rungen mit dieser Form der
Unterstützung für Menschen
mit einer psychischen Erkran-
kung und die Pläne für das
Rhein-Main-Gebiet. Formuliert
werden auch die Bedenken
eines Verantwortlichen eines
psychosozialen Trägervereins:
»Warum wir vorerst nicht mit-
machen.«

Integrierte Versorgung

Treffpunkte 1/2013

Die »Treffpunkte«
Die »Treffpunkte« sind ein Forum für alle
in der ambulanten,  teilstationären und
stationären Psychiatrie sowie in der Sozi-
alpsychiatrie. Die Zeitschrift berichtet
über allgemeine Entwicklungen; das
besondere Gewicht liegt auf regionalen
Aspekten der Rhein-Main-Region.
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Informationen

Zwar sind über eine Million Menschen mit einer aner-
kannten Behinderung mittlerweile in Deutschland
beschäftigt. Der neue Teilhabebericht der Bundesre-
gierung offenbarte aber auch, dass Menschen mit
Beeinträchtigungen häufiger in Teilzeit arbeiten, im
Durchschnitt geringere Löhne erhalten, öfter unter-
halb ihres Qualifikationsniveaus beschäftigt sind und
tendenziell häufiger und länger von Arbeitslosigkeit
betroffen sind als Menschen ohne Behinderung..

Die »Treffpunkte« 1/2014 erscheinen am 17. Februar
2014. Für ein Jahresabonnement von 19,- Euro sichern
Sie sich die sofortige Zustellung des jeweils neuesten
Heftes. Bestellung per E-Mail: gst@bsf-frankfurt.de

Teilhabe am Arbeitsleben

Treffpunkte 1/2014

Kaum ein Thema ist im psychi-
atrischen Diskurs so schwierig
wie die Zwangsbehandlung im
stationären Kontext. Die Sozial-
psychiatrie kann sich bei die-
sem Thema jedoch nicht
zurücklehnen, denn auch die
komplementären Einrichtungen
und Dienste sind durchaus mit
»uneinsichtigen« oder gewalt-
tätigen Patienten konfrontiert,
wie ein Interview mit zwei
Experten aus dem Betreuten
Wohnen darlegt.

Menschen brauchen Menschen.
Dieser simplen und doch funda-
mentalen Erfahrung liegt wohl
auch die heilsame Wirkung von
Selbsthilfegruppen zugrunde.
Der Selbsthilfe in Gruppen wer-
den zahlreiche positive Folgen
zugeschrieben. Wie es damit in
der Praxis steht, untersuchen
die Beiträge im Schwerpunkt-
teil der »Treffpunkte« 2/2013.
Ein weiteres Thema der Ausga-
be ist die umstrittene Neuauf-
lage des Handbuchs für psy-
chische Störungen DSM-5.

Selbsthilfe in der 
Psychiatrie

Treffpunkte 2/2013 Treffpunkte 3/2013

Im nächsten Heft:

Zwangsmaßnahmen in
der Psychiatrie
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Fragebogen

1. Was ist gut an der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main?
Ich denke, es gibt ein breit gefächertes Angebot für Menschen mit erhöhtem Hilfebedarf und ich gehe davon aus,
dass die Leistungen fortwährend an die Bedürfnisse der Menschen angepasst werden. Für die Reha-Werkstätten,
eine »Szene«, in die ich einen gewissen Einblick habe, kann ich sagen, dass viele Einrichtungen gerade gegenwär-

tig ihre Angebote überprüfen und im Hinblick auf Verbesserung der Qualität der Leistungen überarbeiten.

2. Was müsste in der psychosozialen Versorgung in Frankfurt am Main dringend verbessert werden?
Mir fällt oft auf, dass hilfesuchende Menschen gleichzeitig von verschiedenen Professionen auch unterschiedlicher

Träger betreut werden und dass die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Beteiligten nicht immer reibungs-
los verläuft. Ich glaube, hier ist noch Luft nach oben. Objektive Hindernisse für entsprechende Verbesserungen

gibt es wenige, wenn alle Beteiligten das Wohl der Hilfesuchenden im Blick haben.

3. Welches psychosoziale Angebot ist viel zu wenig bekannt?
Ich könnte jetzt antworten: Kann ich gar nicht beurteilen, da ich vermutlich zu wenig spezielle 

Angebote kenne. Die einzelnen Anbieter sollten im guten Sinn aufklärende Werbung für ihre 
Arbeit betreiben, eine Werbung, die sich an den Bedarfen der potenziellen Nutzer der 

jeweiligen Leistung orientiert. Bestehende Strukturen können dabei in einer Stadt wie Frankfurt am Main
bestimmt genutzt werden. Ebenso Internet-Auftritte, die von Betroffenen gezielt aufgesucht werden können. 

4. Welchem Buch wünschen Sie viele Leserinnen und Leser?
Ungewöhnlich vielleicht, aber mein Buchtipp ist das »Manifest der Kommunistischen Partei« von Karl Marx 

und Friedrich Engels. Es ist genau 100 Jahre vor meiner Geburt erschienen, also ein alter Schinken, ein 
Ladenhüter, könnte man meinen. Doch dem ist nicht so. Hier wurde erstmals die wissenschaftliche Kritik 

des kapitalistischen Systems als Druckwerk veröffentlicht, im Wortsinn radikal, nämlich an die Wurzel gehend, und
nicht nur an der Oberfläche der Erscheinungen kratzend. Mir gefällt besonders: Das »Manifest« ist kein trockenes 

Parteiprogramm oder Wirtschaftsfachbuch, sondern ein wichtiges Stück glänzend formulierter Weltliteratur.  

5. Welchen Film haben Sie zuletzt gesehen?
Ich bin kein Kinogänger und kann mich deshalb nicht an meinen letzten Kinobesuch erinnern. Ich erinnere 
mich aber an einen Film, dessen Bilder mir immer noch plastisch vor Augen sind, obwohl ich ihn vor mehr 

als 40 Jahren gesehen habe. Es ist der Film »Z« von Constantin Costa Gavras, der Begebenheiten aus der 
direkten Vorphase der faschistischen Militärdiktatur in Griechenland Ende der 1960er Jahre zeigt: Ein 
Oppositionspolitiker wird unter den Augen der Polizei ermordet und die Aufklärung des Verbrechens 

von Amts wegen verhindert. Dieser Film hat mich damals – ich war etwas über 20 Jahre alt – 
emotional so aufgewühlt, dass ich ihn vermutlich nicht mehr vergessen werde.

6. Sie haben plötzlich einen Tag frei – was würden Sie gerne machen?
Ich würde wahrscheinlich versuchen, in Ecken aufzuräumen, die ich sonst immer geflissentlich übersehe. 

7. Die Märchenfee erscheint – Ihre drei Wünsche?
Erstens: Weiterhin Gesundheit für Familie und Freunde. Zweitens: Für meine Rentenzeit ein 

positiv ausgewogenes Verhältnis zwischen Tätigkeit und Entspannung. Drittens: Weil’s eine Fee ist … 
Bayern München soll aus der ersten Bundesliga absteigen!.

Axel Seiderer
Axel Seiderer wurde 1948 in Frankfurt am Main geboren. Seit 1990 arbeitet
er in der Reha-Werkstatt Rödelheim des Frankfurter Vereins für soziale
Heimstätten e. V.; zunächst als Gruppenleiter in der Druckerei, dann ab
dem Jahre 2000 als Einrichtungsleiter. In diesen Funktionen sorgte er auch
gewissenhaft dafür, dass die »Treffpunkte« immer pünktlich ausgeliefert
werden konnten. Seine Tätigkeit in Rödelheim hat er nun mit dem Renten-
eintritt vor wenigen Wochen beendet.

Sieben Fragen an
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Ja, ich abonniere ab sofort die Treffpunkte Frankfurter Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie.
Das Jahresabonnement kostet 12,- Euro zuzüglich 5,- Euro Versandpauschale für vier Ausgaben.
Das Abonnement kann schriftlichzum 31. Dezember jeden Jahres gekündigt werden.

Ich zahle jährlich nach Erhalt der Rechnung

Ich möchte mit einem Förderabonnement die Treffpunkte unterstützen 
und zahle jährlich:
(Bitte gewünschten Betrag ab 20,– Euro inklusive Versandkosten eintragen.)

Ich will mich nicht selbst um die Überweisung kümmern 
und stimme deshalb zu, dass die Abonnementgebühr von meinem Konto per Bankeinzug abgebucht wird.
Der Einziehungsauftrag gilt bis auf Widerruf.

Widerrufsbelehrung: Diese Bestellung kann ich ohne Angabe von
Gründen innerhalb von zwei Wochen schriftlich bei der 
Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie Frankfurt am Main e.V.
Holbeinstraße 25-27 in 60596 Frankfurt am Main widerrufen.
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

/ /

»Psychisch kranke und behinderte Menschen
mögen anders denken, fühlen, handeln –

sie sind jedoch nicht anders geartet…«
Keine Ausgabe verpassen – Treffpunkte abonnieren !
Die Zeitschrift »Treffpunkte« ist ein Forum für alle Beteiligten in der ambulanten,
teilstationären und stationären Psychiatrie sowie in der Sozialpsychiatrie. Die
Zeitschrift berichtet über allgemeine Entwicklungen; das besondere Gewicht
liegt auf regionalen Aspekten der Rhein-Main-Region. 
Ihre Abonnements-Bestellkarte ist schon weg.
Dann bestellen Sie formlos bei der 
Bürgerhilfe Sozial     psychiatrie Frankfurt am Main e.V., Holbeinstraße 25-27, 60596 Frankfurt am Main

Ja, ich abonniere ab sofort die Treffpunkte Frankfurter Zeitschrift für Gemeindepsychiatrie.
Das Jahresabonnement kostet 19,- Euro einschließlich Versandkosten für vier Ausgaben.
Das Abonnement kann schriftlich zum 31. Dezember jeden Jahres gekündigt werden. 

Christof Streidl (1939-1992)

Gründungsmitglied der
Bürgerhilfe Sozialpsychiatrie 
Frankfurt am Main e.V. und 

der Zeitschrift »Treffpunkte«

Bitte hier abtrennen 

✃

(Bitte gewünschten Betrag ab 30,- Euro inklusive Versandkosten eintragen)
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Offsetdruck

Weiterverarbeitung

Mailingservice

KfZ-Beschriftungen

Die Werkstatt

Die Reha-Werkstatt Rödelheim ist eine Einrich-
tung zur beruflichen und sozialen Integration
seelisch behinderter Menschen. Träger ist der
Frankfurter Verein für soziale Heimstätten e.V.

Produkte und Dienstleistungen

Als moderne Druckerei ist die Reha-Werkstatt
Rödelheim ein Systemanbieter des grafischen
Gewerbes. In der Druckvorstufe arbeitet die
Werkstatt mit modernsten Scan- und DTP-
Systemen. Sie bearbeitet und belichtet ge-
lieferte Druckdateien. Im Druckbereich und 
der Weiterverarbeitung werden alle entspre-
chenden Leistungen erbracht; dazu zählen 
auch Beschriftungen und Buchbindearbeiten. 
Die Reha-Werkstatt Rödelheim übernimmt 
Versand-Dienstleistungen und bietet ihren
Kunden somit Komplettlösungen an – von der
Beratung über die Satzerstellung und Gestal-
tung bis zur Auslieferung.

Qualität

Gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern bearbeitet die Werkstatt – gemäß 
dem Prinzip „Förderung durch Arbeit” – die
Kundenaufträge. Ein Qualitätsmanagement-
system nach DIN EN ISO 9001:2008 hilft bei der
Aufrechterhaltung einer gleichbleibend guten
Qualität. 

Reha-Werkstatt
Rödelheim

Frankfurter Verein
für soziale Heimstätten e.V.

Anzeige

Frankfurter
Verein

Reha-Werkstatt Rödelheim
Biedenkopfer Weg 40a
60489 Frankfurt am Main  
Fon 069 | 90 74 98-0
Fax 069 | 90 74 98-25


